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Paul-Henri Spaak

Ein neuer Anlauf zur politischen Einigung Europas

Im Zentrum der Politik Westeuropas stehen 
zwei große Errungenschaften: der Atlantik-
pakt und der Gemeinsame Markt. Zur Zeit 
müßte man blind sein, wenn man nicht sähe, 
daß beide in Gefahr sind. Wie konnte es dazu 
kommen?

Der Atlantikpakt wurde 1948 in Washington 
geschlossen. Er verdankt sein Entstehen der 
Furcht, die der sowjetische Imperialismus, wie 
er vor allem soeben bei dem Staatsstreich in 
der Tschechoslowakei zum Ausdruck gekom-
men war, bei allen westlichen Demokratien 
hervorgerufen hatte. Das Ziel der Unterzeich-
ner war es, die freie Welt gegen einen mög-
lichen sowjetischen Angriff zu verteidigen. 
Sie beabsichtigten zumindest ein Hindernis zu 
errichten, von dem sie hofften, daß es für ein 
eventuelles sowjetisches Vordringen in Eu-
ropa und Nordamerika unüberwindlich sei.

Die Idee des vereinten Europas wurde anläß-
lich eines Kongresses in Den Haag 1948 wie-
der zum Leben erweckt, nach einem Zustand 
der Betäubung, in den sie durch Faschismus, 
Hitlerismus, Kommunismus und den Zweiten 

Weltkrieg gestürzt worden war. Ihre Ver-
fechter, zu denen einige Unterzeichner des 
Vertrages von Washington gehörten, waren 
bestrebt, Europa aus seiner Schwäche heraus-
zuführen und ihm seine frühere Stärke und 
seinen Einfluß zurückzugeben, auf daß es wie-
der ein gleichberechtigter Partner seines gro-
ßen amerikanischen Verbündeten werde.

Zwischen dem Konzept des Atlantikbündnis-
ses und dem europäischen Zusammenschluß

gab es weder Widerspruch noch Konflikt. Das 
aus den Ruinen wiederauferstehende Europa 
übernahm beide Ideen und — das sollte nie 
vergessen werden — fand Frieden und Wohl-
stand.

Wie ist es möglich, daß eine Ordnung, die 
Frieden und Wohlstand brachte, jetzt in Ge-
fahr geraten ist? Die Antwort ist eindeutig. 
Der Feind, den wir besiegt glaubten, hebt 
wiederum sein Haupt, zwar noch nicht stark 
genug, um zu siegen, aber kräftig genug, um 
ernste Besorgnis zu verursachen. Der Feind 
heißt Nationalismus.

Natürlich würde ich niemanden schmähen, der 
sein Vaterland und dessen Traditionen in an-
gemessener Weise liebt, der großen geschicht-
lichen Ereignissen eine berechtigte Ehrerbie-
tung entgegenbringt oder eine Vorliebe für 
gewisse Besonderheiten seines Volkes hat. 
Wogegen ich mich wende, ist eine Idee, die 
im zwanzigsten Jahrhundert untragbar ist —

Die Beiträge dieser Ausgabe werden mit freund-
licher Genehmigung nachgedruckt aus FOREIGN 
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Der Feind heißt Nationalismus

die Idee, daß Einzelvölker, gleichviel wie stark 
sie sind, allein aus eigener Kraft die politi-
schen, militärischen und wirtschaftlichen Pro-
bleme lösen können, mit denen sie konfron-
tiert sind.

Fünfzehn Jahre lang überwog innerhalb des 
Atlantikpaktes und bei den verschiedenen 
Versuchen einer europäischen Einigung der 
Wille zur Zusammenarbeit. Viele sahen ein, 
daß über den individuellen und oft egoisti-
schen nationalen Interessen das höhere Ge-
meinschaftsinteresse stehen müsse, dem auch 
beträchtliche Opfer gebracht werden müßten. 
Die Zeit für eine Weltregierung war noch 
nicht gekommen, aber es war für alle jene 
unerläßlich, sich zusammenzuschließen, die 
dieselben politischen Ansichten teilten und 
einen vergleichbaren Lebensstandard erlangt 
hatten.

Wir hofften, während dieser Jahre auf dem 
Weg, der uns dereinst zur Einheit aller Na-



tionen führen würde, Fortschritte gemacht zu 
haben. Unser gleichzeitiger atlantischer und 
europäischer Versuch entwickelte sich mehr 
und mehr in die Breite und Tiefe. Die mili-
tärische Integration wie die politische Kon-
sultation innerhalb des Atlantikpakts und die 
wirtschaftliche Zusammenarbeit in Europa — 
wenigstens in dem Klein-Europa der Sechs — 
machten befriedigende Fortschritte, und zwar 
viel schneller, als die größten Optimisten un-
ter uns zu hoffen gewagt hätten.

Dann kam General de Gaulle. Wenn man den 
Präsidenten der Französischen Republik als 
Hindernis bezeichnet, so liegt darin keine Re-
spektlosigkeit. Es ist im Gegenteil eine Be-
stätigung dafür, daß das gegenwärtige Ge-
schehen nicht erklärt werden kann, ohne daß 
man zuerst seine Position kritisch zu beur-
teilen und seine Absichten zu verstehen ver-
sucht, was bedeutet, daß der großen Rolle, 
die er spielt, gebührende Anerkennung ge-
zollt wird.

Als erstes möchte ich erwähnen, daß General 
de Gaulle weder den Vertrag von Washing-
ton noch den Vertrag von Rom unterzeichnet 
hat. Er war nicht im Amt, als der Atlantik-
pakt und der Gemeinsame Markt geschaffen 
wurden; er erbte beides von der Vierten Re-
publik. Nun liegt ihm sehr wenig an allem, 
was nicht seinen eigenen Stempel trägt. Au-
ßerdem legt er keinen großen Wert auf ein 
Bündnis, in dem die Vereinigten Staaten not-
wendigerweise eine führende Rolle spielen, 
da sie der stärkste Partner sind und am mei-
sten zur gemeinsamen Verteidigung beige-
steuert haben. Er hat auch keine Vorliebe für 
den Gemeinsamen Markt, einem ersten Schritt 
zu einem vereinten Europa, denn er sieht in 
ihm einen ersten Schritt zu einer übernatio-
nalen Gewalt.

Schon 1958 verlangte er eine grundlegende 
Änderung des Atlantikpaktes, und zwar durch 
die Einrichtung eines politischen Triumvirats 
aus den Vereinigten Staaten, Großbritannien 
und Frankreich. Klugerweise verwarfen die 
Vereinigten Staaten und Großbritannien die-
sen Vorschlag, weil er für alle anderen Mit-
glieder des Paktes unannehmbar gewesen 
wäre. Dje Folgen dieser Weigerung sind heute 
noch fühlbar.

General de Gaulle war nicht gegen den Ge-
meinsamen Markt an sich, weil die erfolg-
reichen Finanz- und Währungsreformen Pinays 
Frankreich in eine Lage versetzt hatten, in 
der es die verschiedenen Ausnahmeregelun-

gen zu seinen Gunsten nicht in Anspruch zu 
nehmen brauchte und die ihm darüber hinaus 
gestattete, eine höchst wichtige Rolle in der 
neuen Wirtschaftsorganisation zu spielen.

Innerhalb dieser beiden Organisationen hat 
er nichtsdestoweniger jede Entwicklung be-
kämpft, die möglicherweise zur Integration 
geführt hätte. Er sieht die Idee der Integration 
als falsch an. Er verweigert ihr die Unter-
stützung und bekämpft sie im Namen des 
Nationalismus. Er verwirft die politische und 
militärische Integration innerhalb des Atlan-
tikpaktes, denn da Frankreich nicht der stärk-
ste Partner ist, würde es nichts dabei gewin-
nen. Vielleicht wäre er weniger unnachgiebig, 
wenn die Integration nur für das kontinen-
tale Europa gelten sollte und dann eventuell 
auf eine französische Vormachtstellung hin-
auslaufen würde. Auch will er keine wirt-
schaftliche Integration innerhalb des Gemein-
samen Marktes, da das bedeuten würde — 
und hier hat er bis zu einem gewissen Grade 
recht —, daß die Techniker mehr Macht be-
kämen als die Politiker.

Was wir heute als Augenzeugen erleben, ist 
der Widerstreit zwischen diesen beiden ge-
gensätzlichen fundamentalen Prinzipien: Zu-
sammenarbeit mit dem Ziel der Integration 
auf der einen Seite, Nationalismus auf der 
anderen Seite. Aus diesem Widerstreit rüh-
ren unsere gegenwärtigen Sorgen und Schwie-
rigkeiten her.

Sie sind in der NATO und im Gemeinsamen 
Markt im Überfluß vorhanden. Lassen wir uns 
nicht täuschen, sie hängen alle miteinander 
zusammen. Heute ist ein rein militärischer 
Pakt nicht mehr denkbar. Völker, die viel-
leicht in Zukunft Seite an Seite kämpfen sol-
len, müssen daran denken, auch im täglichen 
Leben einander zu helfen. Die Vorstellung 
einer Gemeinschaft, die sich im Eventualfall 
gemeinsam verteidigen will, in der es zugleich 
auf politischem und wirtschaftlichem Gebiet 
Spannungen gibt, ist illusorisch. Der Getreide-
preis, der ein Hauptproblem im Gemeinsamen 
Markt war, hängt zusammen mit dem Erfolg 
der Kennedyrunde, während die Weiterent-
wicklung der NATO von der vorhandenen 
oder mangelnden Übereinstimmung zwischen 
den sechs Ländern Klein-Europas abhängen 
wird. Schließlich werden der Erfolg oder das 
Versagen der MLF direkte Rückwirkungen auf 
die Organisation Europas haben.



Europa tritt auf der Stelle

Als dem Europa der Sechs die Gefahr einer 
Krise drohte, dachten viele Leute, man solle 
einen neuen Versuch unternehmen, um eine 
politische Einheit in Europa zustandezubrin- 
gen. Aus vielen Gründen war ich einer von 
ihnen. Erstens muß festgestellt werden, daß 
die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft im-
mer langsamer vorangeht. Der Gemeinschafts-
geist verliert an Boden, während der Geist 
des Nationalismus zunimmt. Jede Regierung 
verteidigt ihre Stellung leidenschaftlich, sogar 
hartnäckig. Es wird kein Unterschied mehr 
zwischen lebenswichtigen und zweitrangigen 
Fragen gemacht. Stunden, Tage und Monate 
werden mit Besprechungen von Problemen 
vergeudet, die in Wirklichkeit keine sind. Da 
niemand zu Zugeständnissen bereit ist, wird 
es immer schwieriger, zu einem Kompromiß 
zu kommen.

Zweitens besteht Anlaß zur Besorgnis über die 
in Deutschland vorherrschende Stimmung. 
Nationalistische Tendenzen kommen wieder 
einmal zum Vorschein. Es besteht Anstek- 
kungsgefahr. Wenn Nationalismus gut für 
Frankreich ist, warum nicht auch für Deutsch-
land? Die Schlußfolgerung ist naiv und es 
gibt auf sie nur eine Antwort. Aber wenn 
französischer Nationalismus mir schon un-
glücklich scheint, kommt mir Nationalismus 
in Deutschland, dem einzigen europäischen 
Land, das noch Grenzprobleme hat, gefähr-
lich vor. Alle vernünftigen Deutschen, zu 
denen ich den Kanzler und den Außenminister 
Schröder zähle, glauben, daß die einzige Al-
ternative zu der Wiedergeburt des deutschen 
Nationalismus die Entwicklung des europäi-
schen Gedankens ist. Ich glaube, daß sie recht 
haben und daß wir ihnen helfen müssen. 
Schon seit einiger Zeit spricht Herr Erhard 

von einem neuen Versuch zur politischen 
Einigung Europas. Wir sollten ihm folgen.

Schließlich ist es offensichtlich, daß der Ge-
danke eines vereinten Europas, der seinem 
Wesen nach dynamisch ist, viel von seiner 
Kraft verliert, wenn man sieht, daß er auf 
der Stelle tritt. Seitdem der Vertrag von Rom 
im Jahre 1957 unterzeichnet worden ist, ist 
weiter nichts getan worden, als den Gemein-
samen Markt voranzutreiben. Die politische 
Einigung Europas hat keinerlei Fortschritte 
gemacht.

Die Schöpfer dieses Vertrages sagten, daß sie 
die Wirtschaftsgemeinschaft nur für eine Stufe 
— eine wichtige zwar, doch nur für eine Stufe 
— auf dem Weg zu einem politisch geeinten 
und sogar zu einem politisch integrierten Eu-
ropa halten. Wenn die wirtschaftlichen Bande 
immer enger geknüpft würden — das war ihre 
Überzeugung —, dann würden die Unterzeich-
nerstaaten sich zwangsläufig Schritt für Schritt 
auch in anderer Hinsicht zusammenschließen. 
Ohne Zweifel hatten sie recht, aber nur auf 
lange Sicht; und es ist gefährlich, auf die 
Zwangsläufigkeit historischer Prozesse zu ver-
trauen.

In der Zwischenzeit sind Zweifel aufgetaucht. 
Die Idee des Gemeinsamen Marktes genießt 
allgemeine Unterstützung, und die Industriel-
len haben ihre Pläne auf die Ziele dieser Ge-
meinschaft abgestellt. Sie beginnen sich jetzt 
zu fragen, ob das nicht ein Fehler war. Sie 
zögern und vermeiden es, sich noch mehr zu 
engagieren. Es ist an der Zeit, ihnen das Ge-
fühl des Vertrauens zu vermitteln, indem wir 
Fortschritte vorweisen.

Widerstreit zwischen dem Europa der Vaterländer 
und dem übernationalen Europa

Aus all diesen Gründen wäre es nun erforder-
lich, einen neuen Anlauf zur politischen Eini-
gung im Europa der Sechs zu machen. Aber 
wie soll das geschehen? Wovon sollte man 
ausgehen, um die Chance des Erfolges zu ha-
ben? Um dies zu beantworten, müssen wir 
zurückgehen und die Gründe für das Versagen 
des Fouchet-Planes im April 1962 in Betracht 
ziehen. Jener Plan entsprang weitgehend fran-
zösischer Initiative und verfolgte den Zweck, 

dem Gedanken eines politisch geeinten Eu-
ropas neuen Auftrieb zu geben. Obschon die 
Absicht ausgezeichnet war, waren die Metho-
den, sie zu verwirklichen, unannehmbar. Was 
die politische Einigung betrifft, gibt es zwei 
wichtige Ideenrichtungen in Europa: die Ver-
fechter des „Europas der Vaterländer" — 
eines Europas aus einzelnen Nationen — und 
die Verfechter eines übernationalen Europas.



Für die ersteren ist die nationale Existenz von 
primärer Wichtigkeit An ihr dart nicht ge-
rüttelt werden. Die ganze Entscheidungs-
gewalt muß weiterhin bei den nationalen 
Regierungen bleiben, und es ist undenkbar, 
daß sie irgend etwas von ihrer Vollmacht an 
eine übernationale Körperschaft abgeben, 
schon gar nicht, wenn es um so wichtige An-
gelegenheiten wie die Außenpolitik und die 
Verteidigung geht. Aus dieser Sicht genügt 
es daher, daß Staatsoberhäupter oder Mini-
ster sich in regelmäßigen Abständen treffen, 
um sich gegenseitig über ihre Pläne zu unter-
richten, sie zu besprechen und nach Hause 
zu gehen — wobei jeder die volle Freiheit 
der Beurteilung und des Handelns behält. 
Alles, was über diese Konzeption hinausgeht, 
ist eitler Traum.

Die Verfechter eines übernationalen Europas 
behaupten jedoch, daß eine internationale Or-
ganisation nur wirksam funktionieren kann, 
wenn sie von einer übergeordneten Instanz 
geführt wird, wenn Entscheidungen von der 
Mehrheit gefällt werden und wenn die Min-
derheit, wie in allen demokratischen Organi-
sationen, verpflichtet ist, solche Entscheidun-
gen anzunehmen. Sie betonen, daß bloße Kon-
ferenzen, die lediglich dem Austausch von In-
formationen und der Diskussion dienen, un-
vollkommen und unwirksam wären und daß 
es zwecklos sei, von einem vereinigten Europa 
zu sprechen, wenn jedes Land fortfährt, nach 
seinem Belieben zu handeln — sogar ge-
legentlich gegen die Wünsche seines Partners. 

Der Fouchet-Plan fußte ganz auf dem „Europa 
der Vaterländer" Er war der Gegenstand lan-
ger und mühsamer Verhandlungen zwischen 
den Regierungen von Klein-Europa, endete 
jedoch im April 1962 mit einem eklatanten 
Mißerfolg. Drei Punkte standen vor allem zur 
Debatte: die Beziehungen zwischen einem ver-
einigten Europa und dem Atlantikpakt, das 
Verhältnis der neuen Organisation zum Ge-
meinsamen Markt und die Zukunftsaussichten.
Die meisten der beteiligten Regierungen for-
derten klar umrissene Bindungen zwischen 
einem vereinigten Europa und dem Atlantik-
pakt und verlangten eine Bekräftigung der 
Treue zur NATO. Sie wollten nicht, daß die 
neue Organisation gegen die Rechte der Eu-
ropäischen Kommission verstieße. Im be-
sonderen bestanden sie darauf, daß alle wirt-
schaftlichen Vorrechte, wie sie in dem Ver-
trag von Rom festgelegt worden waren, un-
berührt blieben. Endlich wurden, wenn auch 
unter Schwierigkeiten, über diese beiden 
Punkte Kompromißformeln ausgearbeitet.
Bezüglich der zukünftigen Pläne konnte je-
doch kein Kompromiß erreicht werden. Einige 
Länder, die sich fürs erste mit Vereinbarun-
gen begnügt hätten, die nicht über die Kon-
zeption eines „Europas der Vaterländer" hin-
ausgingen, wollten sich keinesfalls für die 
Dauer mit einer derartigen Begrenzung zu-
friedengeben. Deshalb verlangten sie nach 
Garantien für die Zukunft, und als diese nicht 
gegeben wurden, blieben die Verhandlungen 
ergebnislos.

Ein Kompromißvorschlag

Wenn wir erneut die Idee eines politisch ver-
einten Europas zur Debatte stellen, können 
wir unmöglich die Lehren aus diesen Ver-
handlungen unbeachtet lassen. Wenn ein Ver-
such gemacht werden soll — und ich halte ihn 
für notwendig —, muß es eine Basis für einen 
Kompromiß geben. Welchen Kompromiß? Eine 
grundlegende Versöhnung der Idee des „Eu-
ropas der Vaterländer" mit der eines über-
nationalen Europas ist zur Zeit indiskutabel. 
Deshalb scheint es jetzt unmöglich, einen end-
gültigen Vertrag zu schließen. Es mag jedoch 
möglich sein, ein Experiment für die Dauer 
von drei, vier oder fünf Jahren zu machen 
und sich von dem Ergebnis bestimmen zu las-
sen. Das ist der neue Zugang zu unserem 
Problem, den ich anzubieten habe.

Nach meiner Auffassung wird es kaum mög- 

lieh sein, von der Grundidee des Fouchet- 
Plans abzugehen. Mehr als regelmäßige Mi-
nistertreffen zum Zwecke der Information und 
der Besprechung werden nicht zu erreichen 
sein. Wir könnten trotzdem versuchen weiter-
zukommen, und zwar indem wir unsere sechs-
jährige Erfahrung im Gemeinsamen Markt auf 
die neue politische Organisation anwenden.

Niemand, der mit der Arbeit dieser Organi-
sation vertraut ist, wird die wichtige und tat-
sächlich oft entscheidende Rolle leugnen, die 
die Europäische Kommission darin spielt. Die 
Tatsache, daß der wirtschaftliche Fortschritt 
viel schneller als erwartet war und daß die 
Grundlage für eine Agrarpolitik geschaffen 
wurde, verdanken wir in großem Maße der 
Kommission oder zumindest dem ständigen 
Gespräch zwischen Regierungen, die ihre na-



tionalen Standpunkte verteidigen, und der 
Kommission die die Intel essen der Gemein- 
schalt verlieht Warum sollen wir dieses er- 
folgreiche Experiment nicht auf den politischen 
Bereich ausdehnen?

Im ersten Stadium müßte es möglich sein, 
ein Organ aus drei Mitgliedern zu bilden. 
Seine Hauptaufgabe wäre es, den Boden für 
die Ministerkonferenzen vorzubereiten, alle 
getroffenen Entscheidungen durchzuführen 
und auf Grund seiner Erfahrungen den Ent-
wurf eines Vertrages über die Schaffung eines 
Vereinten Europas auszuarbeiten. Dieser 
Dreierausschuß würde keine Entscheidungs-
gewalt haben; sie würde ganz den Ministern 

vorbehalten bleiben Einer der Grundzüge des 
Konzeptes des „Europas der Vaterländer“ 
bliebe damit aulrechterhalten. Andererseits 
würde die Vereinbarung über den Dreieraus-
schuß das Anerkenntnis beinhalten, daß es 
einen gemeinschaftlichen Standpunkt gibt, der 
dem nationalen Standpunkt entgegengesetzt 
sein kann. Die Lösung einiger der Probleme, 
die sich aus diesem Gegensatz ergeben, kann 
späterhin im Gespräch gefunden werden. Das 
könnte die Basis für ein Übereinkommen sein, 
wobei sich die Parteien mit einem sofortigen 
bescheidenen Ergebnis begnügen würden, der 
Gemeinschaftsstandpunkt jedoch anerkannt 
würde und die Zukunft offen bliebe.

Es schien vor nicht langer Zeit so, als ob eine 
Wiederaufnahme der Verhandlungen auf die-
ser Basis vernünftigerweise erwartet werden 
köne.  Einige letzthin gehaltene Reden des 
Außenministers Couve de Murville und des 
Premierministers Pompidou haben jetzt eine 
neue Lage geschaffen. Nach ihrer Ansicht 
gäbe es drei Vorbedingungen für einen neuen 
Versuch einer politischen Einigung Europas. 

Zu allererst muß eine Lösung des Getreide-
preisproblems im Gemeinsamen Markt gefun-
den werden Wenn diese Frage geregelt ist, 
kann Europa nur dann Fortschritte machen, 
wenn man sich auf eine europäische Außen-
politik einigen könnte und wenn ein Über-
einkommen über ein gemeinsames Verteidi-
gungssystem — und insbesondere über die 
atomare Verteidigung — erreicht worden ist. 

Nun erhebt sich die Frage des diplomatischen 
Vorgehens. Wie reagiert man am besten auf 
die kategorischen französischen Erklärungen? 
Manche lassen sie unbeachtet, indem sie vor-
geben, sie nicht zu verstehen. Sie versuchen, 
die vorhandenen Schwierigkeiten zu über-
winden, indem sie wegsehen und so wenig 
wie möglich darüber sprechen, in der Hoff-
nung, daß sich alles von selbst löse. Andere 
(und dazu gehöre ich) sind der Auffassung, 
daß es zu nichts Gutem führt, wenn man Tat- 
sachen einfach nicht sehen will, und daß man 
ihnen entschlossen die Stirn bieten solle. Mit 
anderen Worten, eine frühzeitige, offene und 
umfassende Auseinandersetzung zwischen bei-
den Standpunkten ist erforderlich.

Wir wollen die französischen Vorbedingungen 
prüfen und sehen, was damit anzufangen ist.

F ranzösische Vorbedingungen

Was den Getreidepreis angeht, so scheint mir 
die französische Haltung aus zwei Gründen 
gerechtfertigt. Es ist schier unbegreiflich, daß 
eine gemeinsame Agrarpolitik zu entwickeln 
nicht möglich sein sollte, während der Gemein-
same Markt auf industriellem Gebiet schnel- 
lere Fortschritte als vorgesehen macht. Selbst 
wenn die Bestimmungen über die Landwirt-
schaft im Vertrag von Rom eine Tendenz zur 
Ungenauigkeit haben, so fordert der Geist des 
Vertrages sicherlich gleichlaufende Bemühun-
gen in der Industrie und in der Landwirtschaft.

Man sollte auch nicht vergessen, daß im Ja-
nuar 1962 die sechs Regierungen, die zu dem 
Gemeinsamen Markt gehören, entschieden 
haben, daß der Getreidepreis endgültig am 
31. Dezember 1969 festgesetzt und daß in der 
Zwischenzeit allmählich die Kluft zwischen 
den Preisen in den verschiedenen Ländern 
verringert werde. Aber 1962, 1963 und 1964 
wurde diesbezüglich nichts unternommen. Die 
Franzosen verlangen zu Recht, daß die Ver-
pflichtung eingehalten werden muß, und jetzt 
scheint es dazu zu kommen. Deutschland hat 
die Bereitschaft gezeigt, seinen Getreidepreis 
zu senken, und wenn es auch nicht ganz, den 
französischen Wünschen nachkommt, scheint 
ein Übereinkommen in erreichbare Nähe zu 
rücken. Idi bin deshalb zuversichtlich, daß 
die «Agrarkrise* im Begriff ist, gelöst zu wer-
den. Wenn das sich als falsch erweist, wird 
die Lage sehr ernst, denn alle europäischen 
und atlantisdien Gespräche werden viel 
schwieriger, wenn nidit unmöglich werden. 
Aber wollen wir uns jetzt, immer auf der Ba-
sis meiner optimistischen Annahmen, den noch 
verbleibenden Schwierigkeiten zuwenden.



Die Frage der atomaren Verteidigung

In der französischen Haltung ist fast immer 
ein harter Kern von Logik. Wenn die Fran-
zosen behaupten, daß es kein geeintes Europa 
geben kann, bevor es gemeinsame Außen-
politik gibt, und daß eine gemeinsame Außen-
politik nicht zustande kommen kann, solange 
es verschiedene und sogar miteinander un-
vereinbare europäische Verteidigungssysteme 
gibt, muß man zugeben, daß sie recht haben. 
Es fragt sich nun, ob das Europa der Sechs sich 
auf eine gemeinsame Außenpolitik einigen und 
Übereinstimmung über die Probleme der ato-
maren Verteidigung erreichen kann. Sollte es 
eine europäische Außenpolitik geben und wie 
sollte sie aussehen? Die Antwort ist einfach. 
Natürlich muß ein vereinigtes Europa eine ge-
meinsame Außenpolitik haben. Diese Politik 
darf nicht antiamerikanisch sein, noch darf 
sie das Europa der Sechs von der angelsäch-
sischen Welt trennen. Wenn diese Voraus-
setzungen nicht akzeptiert werden, ist jede 
weitere Diskussion zwecklos.

Ich persönlich glaube, daß ein Übereinkom-
men erreicht werden kann. Alle jene, die in 
den letzten Jahren für ein vereintes Europa 
gearbeitet haben, haben keinen Augenblick 
daran gedacht, daß das Europa, dem sie wie-
der seinen Platz in der Welt verschaffen woll-
ten, indem sie es stark genug ausstatteten, 
um diese Stellung einzunehmen, ein Satellit 
der Vereinigten Staaten würde. Dieses Eu-
ropa sollte ein geachteter Partner der Verei-
nigten Staaten sein. Es sollte imstande sein, 
mit ihnen gleichberechtigt zu handeln und zu 
verhandeln. Das ist Voraussetzung, aber eben-
so selbstverständlich ist, daß die Einigkeit der 
westlichen Welt aufrecht erhalten werden muß. 
Keines der neuen Probleme, denen die Welt 
gegenübersteht — weder die Entwicklung 
der kommunistischen Länder, noch der Kon-
flikt zwischen der Sowjetunion und China, 
noch die wachsende politische Bedeutung der 
afroasiatischen Länder, noch die Tatsache, daß 
die USA nicht mehr das Atomwaffenmonopol 
haben —, rechtfertigt die geringste Schwä-
chung der westlichen Solidarität.

Im Augenblick genügt ein aufrichtiges Über-
einkommen in Prinzipienfragen. Da zur Zeit 
eine supranationale Instanz nicht zur Diskus- 

sion steht und da in den letzten Fragen die 
Regierungen ihre Entscheidungsfreiheit bei-
behalten, besteht keine Notwendigkeit für 
ein Übereinkommen über jede nur denkbare 
Meinungsverschiedenheit, die möglicherweise 
auftauchen kann. So wünschenswert es auch 
sein kann, in allen Fällen Übereinstimmung 
zu erzielen, so ist nichtsdestoweniger ein ge-
wisser Spielraum akzeptabel.

Das Problem, zu einer gemeinsamen Haltung 
in der Frage der atomaren Verteidigung zu 
kommen, ist weit schwieriger, weil die in-
stinktive Reaktion der verschiedenen euro-
päischen Länder sehr unterschiedlich ist. Sie 
hängt nämlich von ihrer Stärke, ihrem Platz 
in der Welt und ihren Traditionen ab. Es 
wäre närrisch zu erwarten, daß Frankreich und 
Belgien in derselben Weise auf ein Problem 
dieser Art reagierten. Frankreich kann sich 
mit Recht weigern, sich in gewisse Situationen 
zu bringen, mit denen Belgien sich abfinden 
würde. Belgien kann seine Zustimmung dazu 
geben, daß die Vereinigten Staaten ein Mo-
nopol für Atomwaffen im Westen haben; es 
kann sich damit einverstanden erklären, daß 
die atomare Verteidigung Europas den Ver-
einigten Staaten anvertraut wird; es fordert 
nicht, an der Planung der atomaren Strategie 
teilzunehmen oder die Plane zu verwirklichen. 
Jedoch sind Wege, die für eine kleine Nation 
möglich sind, nicht unbedingt für eine große 
Nation gangbar.

Die Franzosen scheinen die Möglichkeit eines 
Krieges mit konventionellen Waffen in Europa 
nicht auszuschließen, in dem der Angreifer 
beachtliche Erfolge erzielen kann, ohne daß 
die Vereinigten Staaten sich zu einem ato-
maren Gegenschlag entschließen. Diese Hypo-
these scheint mir unhaltbar. Ich kann mir 
nicht vorstellen, daß die Sowjetunion einen 
Angriff gegen Europa mit konventionellen 
Waffen unternimmt und es den Vereinigten 
Staaten überläßt, den Zeitpunkt und die Art 
des Gegenschlages selbst zu wählen. Nach 
Lage der Dinge halte ich es für ausgeschlos-
sen, daß die USA ihre Armeen in Europa ver-
nichten lassen, ohne von der ungeheuren 
Atommacht Gebrauch zu machen, die sie dort 
konzentriert hat.



Die Idee eines Atomdirektoriums

Was ich für richtig oder für falsch halte, ist 
jedoch im Augenblick ohne Bedeutung. Ich 
versuche, den französischen Standpunkt zu 
verstehen, und ich bin überzeugt, daß Ge-
neral de Gaulle niemals mit einer Abhän-
gigkeit Frankreichs von den Vereinigten 
Staaten in bezug auf atomare Verteidigung 
einverstanden sein wird. Das ist eine Tat-
sache, die nicht übersehen werden kann.

Ist es unter diesen Umständen nicht möglich, 
ein System atlantischer Verteidigung zu kon-
zipieren, das einigen Ländern erlauben 
würde, ihre eigenen Atomwaffen im Falle 
eines nationalen Notstandes zurückzuziehen? 
Könnte diese Regelung, die für die konven-
tionellen Streitkräfte innerhalb der NATO 
gilt, auf Atomwaffen ausgedehnt werden?

Sollte solch ein atlantisches atomares Vertei-
digungssystem geschaffen werden, so müßten 
dessen Einsatzpläne andererseits mit den Ein-
satzplänen der ausschließlich unter amerika-
nischem Kommando stehenden Atomwaffen 
koordiniert werden. Auf diese Art käme es 
notwendigerweise zu einer Zusammenarbeit 
bei der Verteidigung Europas, und bestimmte 
Großmächte könnten bei der Ausarbeitung der 
Pläne für die atomare Strategie und bei ihrer 
Ausführung zusammenwirken.

Obwohl ich durchaus gegen ein politisches 

Direktorium der NATO bin, würde ich mich 
mit der Idee eines Atomdirektoriums ohne 
Zögern abfinden. Die Konzeption einer auf 
fünfzehn Regierungen aufgeteilten Entschei-
dungsgewalt, die in einer Krise versuchen 
würde, eine Übereinstimmung über den Ein-
satz von Atomwaffen zu erreichen, scheint 
mir unausführbar. Richtig hingegen scheint 
mir, daraufhin zu arbeiten, daß die Vereinig-
ten Staaten sich mit den großen europäischen 
Mächten zur Verteidigung Europas zusam-
menschließen. Wer sich dagegen stellt, wird 
die Ausbreitung der Atomwaffen und die Bil-
dung von nationalen atomaren Streitkräften 
— sicherlich die schlechteste aller möglichen 
Lösungen — nicht verhindern können.

Das Europa der Sechs und die NATO sind 
sich über die Schwierigkeiten, vor denen sie 
stehen, im klaren. Der französische Standpunkt 
ist deutlich. Es bleibt nichts anderes übrig, als 
die Probleme, die er aufwirft, anzupacken und 
sie sofort in allen Einzelheiten zu durchden-
ken. Es stimmt einfach nicht, daß Probleme 
sich von selbst lösen. Aber wenn wir mit 
Freimut und Aufrichtigkeit und ein wenig 
Phantasie an sie herangehen, können wir die 
Solidarität des Westens erhalten und Europa 
eine Chance verschaffen, auf dem Wege zur 
Einigung voranzuschreiten.



Samuel B. Griffith

Das militärische Potential des kommunistischen Chinas

Vor 166 Jahren widmete ein Redakteur der 
angesehenen Zeitschrift Philadelphia Monthly 
Magazine den Berichten von einem Bürger-
krieg, der angeblich damals in China wütete, 
einen Kommentar. Im Unterschied zu man-
chen seiner heutigen Kollegen gab der ano-
nyme und bescheidene Verfasser zu, daß seine 
Analyse fast völlig auf Spekulationen beruhe. 
Er schrieb: „Unsere Kenntnisse von diesem 
Volk sind sehr gering, und das wenige, was 
wir wissen, ist zu ungesichert, als daß es ver-
trauenswürdig wäre."
Seit 1798 hat sich diese Lage, wenn über-
haupt, dann jedenfalls nicht sonderlich gebes-
sert, und es besteht wenig Aussicht, daß sie 
sich bessern wird. Infolgedessen wird jeder 
laienhafte Überblick über die gegenwärtigen 
militärischen Möglichkeiten oder über das 
künftige Potential des kommunistischen Chi-
nas im besten Falle nur teilweise korrekt sein, 
im schlimmsten Falle grob unrichtig „Es ist 
außerordentlich wichtig", schrieb Mao Tse- 
tung in seinem Buch „über den langwieri-
gen Krieg", „den Feind im unklaren darüber 
zu lassen, wo und wann unsere Streitkräfte 
angreilen werden." Dies, fährt er fort, „führt 
zu Mißverständnissen beim Gegner und ver-
hindert, daß er seine Vorbereitungen trifft . . . 
Um den Sieg zu erreichen, müssen wir die 
Augen und Ohren des Feindes verschließen, 
um ihn damit blind und taub zu machen, und 
seine Befehlshaber irreführen, indem wir Ver-
wirrung in ihren Köpfen anrichten."
Sogar Leute, die von Amts wegen dazu ver-
pflichtet sind, sich mit der militärischen 
Schlagkraft des kommunistischen Chinas zu 
befassen, haben erstaunliche Fehler gemacht. 
Das hervorragendste Beispiel für die Richtig- 
keit dieser Behauptung ist General Douglas 
Mac Arthur, der Oberbefehlshaber der UN-

Streitkräfte in Korea. Bei der Konferenz auf 
der Insel Wake am 15. Oktober 1950 fragte 
Präsident Truman Mac Arthur, was er von 
dem Vermögen Chinas hielte, im Koreakrieg 
zu intervenieren. Mac Arthur war nicht be-
unruhigt. Er hielt dies für eine nur sehr ent-
fernte Möglichkeit. Seine Antwort war: „Sehr 
wenig. Hätten sie im ersten oder zweiten 
Monat interveniert, so hätte das den Aus-
schlag gegeben. Jetzt fürchten wir ihr Ein-
greifen nicht mehr. Wir sind nicht mehr 
wehrlos. Die Chinesen haben 300 000 Mann 
in der Mandschurei. Davon sind wahrschein-
lich nicht mehr als 100 000 bis 200 000 Mann 
entlang des Jalu stationiert. Nur 50 000 bis 
60 000 Mann könnten über den Jalu transpor-
tiert werden. Sie haben keine Luftwaffe. Wir 
haben jetzt Stützpunkte für unsere Luftwaffe 
in Korea. Wenn die Chinesen nach Pjöngjang 
zu gelangen versuchten, gäbe es ein gewal-
tiges Blutbad." ')

48 Stunden vor diesem Treffen auf dem fried-
lichen Atoll inmitten des Pazifik hatten Vor-
ausabteilungen von Lin Piaos eine Viertel-
million Mann starker Vierter Feldarmee be-
gonnen, den Jalu zu überqueren und spurlos 
in den unwirtlichen Bergen Nordkoreas zu 
verschwinden.
Nachdem die Chinesen heimlich eine über-
wältigende Streitmacht im Operationsgebiet 
konzentriert hatten, griffen sie an und brach-
ten das UN-Oberkommando in Korea plötz-
lich an den Rand des Verderbens. Diese Epi-
sode sollte eine heilsame Wirkung auf alle 
jene von uns ausüben, die geneigt sind, bei 
der Erörterung der gegenwärtigen und künfti-
gen Stärke der Volksbefreiungsarmee recht-
haberische Behauptungen aufzustellen und 
subjektive und daher unverbürgte Schluß-
folgerungen zu ziehen.

Faktoren des Militärpotentials

Man braucht sich nicht näher mit der offen-
sichtlichen Tatsache zu befassen, daß das 
Militärpotential einer Nation sich heutzutage 
aus vielen verschiedenen Elementen zusam-
mensetzt. Zu den wichtigsten zählen Größe 
des Landes, Geländebeschaffenheit und stra-

tegische Lage; die nationale Philosophie;
Volkszahl, Volkscharakter, Bildungsstand und

1) Roy E. Appleman, U.S. Army in the Korean 
War, Bd. I, South to the Naktong, North to the 
Yalu, Washington 1951. S. 760.



Moral der Bevölkerung, die natürlichen Hilfs-
quellen; die Fähigkeiten ihrer Wissenschaft, 
ihrer Technik und ihrer Industrie, diese Hilfs-
quellen vorteilhaft zu nutzen; die Qualitäten 
ihrer führenden Schichten; die Verläßlichkeit 
ihrer Bündnispartner — dazu gehört auch die 
materielle und sonstige Unterstützung, die sie 
von den Verbündeten erhält; der Zustand 
ihrer Verkehrswege; ihre strategische Kon-
zeption; schließlich die Größe, Art und Qua-
lität ihrer Streitkräfte einschließlich der Re-
serven.

Bedeutsam ist auch die Frage, wie wirkungs-
voll eine Nation ihre militärische Stärke in 
den verschiedenen Stadien des Krieges in 
verschiedenen Gegenden und unter verschie-
denen Bedingungen einsetzen kann oder will, 
um politische Ziele zu erreichen. Zum Beispiel 
bewies Peking während des Grenzkonfliktes 
mit Indien, daß es in der Lage war, be-
schränkte aber doch beträchtliche Landstreit-
kräfte unter erschwerten Bedingungen jen-
seits seiner Grenzen aufmarschieren zu las-
sen und zu versorgen. Es hatte diese seine 
Fähigkeit schon zuvor in einem viel größeren 
Ausmaß in Korea unter Beweis gestellt.

China ist imstande, auf verschiedenartige 
Weise direkt oder indirekt in Gebieten zu 
intervenieren, die für die sogenannten natio-
nalen Befreiungskriege anfällig sind. Bis 
heute hat es noch nicht direkt in solche Kriege 
eingegriffen, nicht einmal in benachbarten 
Gebieten. Ob es das eines Tages tun wird, 
hängt von einer Vielzahl von Umständen ab, 
die nicht alle seiner Einflußnahme unterlie-
gen. Zum Beispiel gewährt es der Pathet- 
Lao-Bewegung mehr als politische Unterstüt-
zung, aber das geschieht prinzipiell indirekt, 
nämlich über Hanoi.

Wenn China auch ein atomares Potential ent-
wickeln wird, so hat es doch gegenwärtig noch 
keines, überdies beansprucht die Entwicklung 
eigener Abschußsysteme für interkontinen-
tale Raketen — wenn man von solchen eines 
primitiven Typs einmal absieht — außer-
ordentlich lange Zeit. Wir müssen jedoch be-
denken, daß die Chinesen so hochentwickelte 
Systeme, wie sie die Sowjetunion, Großbri-
tannien und die Vereinigten Staaten besitzen, 
als unwirtschaftlich und unnötig ansehen 
könnten.

Die chinesische Produktionskapazität für 
Atombomben ist nach Ansicht des bekann-
ten Atomphysikers Ralph E. Lapp geringer 
als eine Atombombe monatlich. Aber selbst 
mit dieser beschränkten Kapazität wird China 

in einigen Jahren einen beachtlichen Vorrat 
an Bomben zur Verfügung haben. Mit seinen 
veralteten Flugzeugen könnte es Bomben von 
der in Stärke der in Hiroshima verwendeten 
auf beinahe jedes Ziel auf dem asiatischen 
Festland, auf Taiwan, Japan und den Phi-
lippinen abwerfen. Hanson Baldwin hat dar-
auf hingewiesen, daß dieses Potential zwar 
gegenwärtig keine Gefahr für den nordame-
rikanischen Kontinent, jedoch eine „unmittel-
bare Bedrohung" unserer Alliierten in Asien 
darstellt und daß sein Vorhandensein „schwer-
wiegende politische u

2
nd militärische Probleme 

aufwirft". )

Bei der Einschätzung des gegenwärtigen und 
zukünftigen chinesischen Militärpotentials sind 
noch einige andere wesentliche Momente zu 
beachten. Dazu gehört, daß das Regime sich 
heute und für eine Reihe von Jahren vor 
wichtige Entscheidungen gestellt sieht. Seine 
Führung entdeckte vor einiger Zeit, daß mo-
derne Waffen und Ausrüstung außerordent-
lich kostspielig sind und daß in einer Mangel-
wirtschaft ein unverhältnismäßig großer An-
teil der Investitionsmittel erforderlich ist, um 
eine vielseitige Schwerindustrie zu schaffen 
und in Gang zu halten und zugleich die tech-
nische Revolution in der Landwirtschaft zu 
beschleunigen, von der die Schaffung der 
Industrie wesentlich abhängt.

Einer der Wesenszüge einer gelenkten Wirt-
schaft ist jedoch die Leichtigkeit, mit der die 
Investitionsmittel an jedem gewünschten 
Schwerpunkt eingesetzt werden können. Die 
zentrale Lenkung der gesamten Produktions-
strategie wird in China unter dem Schlagwort 
„Die ganze Nation ist ein Schachbrett" oder 
ein „Schachspiel" — „Ch’uan kuo i p’an ch'i" 
— propagiert.

Während der letzten zwei Jahre haben die 
Chinesen Schwerpunkte bei der Vergröße-
rung der Düngemittelindustrie, bei Kunststof-
fen und bei der Gewinnung und Verarbeitung 
von Petroleum gebildet. Es ist vorstellbar, 
daß dieses Prinzip in, sagen wir, zehn Jahren 
auf die Entwicklung von Kurz- und sogar 
Mittelstreckenraketen angewendet werden 
könnte, falls die Führung dies für erforder-
lich halten sollte. Wenn sie aber diese Ent-
scheidung treffen sollte, so könnte dies nur 
um den Preis einer Vernachlässigung der pro-
duktiven Sektoren einer in mancherlei Hin-
sicht noch primitiven Wirtschaft geschehen 
und unter Verzicht auf eine Modernisierung 

2) New York Times, 26. Oktober 1964. 



der konventionellen Streitkräfte. Die Decke 
ist eben zu kurz.
Mit einem Wort, wenn auch einige Faktoren 
in dem Komplex, der das militärische Poten-
tial Chinas darstellt, im großen ganzen mit 
hinreichender Genauigkeit bewertet werden 
können, sind wir zu einer objektiven Ein-
schätzung anderer nicht in der Lage.
Das Regime hat sich bisher nicht gerade 
durch die Beständigkeit seiner Wirtschafts-
politik ausgezeichnet, und das allein macht 
Voraussagen über die künftige Entwicklung 
seiner Rüstungsindustrie schwierig, wenn nicht 
unmöglich. In anderer Hinsicht haben wir ent-
weder nur spärliche oder gar keine Kennt-
nisse, denn über militärische Angelegenhei-
ten im engeren Sinne werden keine Nach-

richten oder Statistiken veröffentlicht. Im 
besten Falle können wir daher hoffen, der 
Wahrheit nahe zu kommen, im schlimmsten 
Falle werden wir nicht mehr als Mutmaßun-
gen anstellen, die absolut irrig sein können.

Keine Spekulation ist, daß China eine gewal-
tige Landmacht ist im Vergleich zu den Län-
dern, mit denen es gemeinsame Grenzen hat, 
einschließlich der Sowjetunion. Mit seinen 
gegenwärtig unter Waffen stehenden Streit-
kräften könnte es, wenn es wollte, Nepal, das 
nordostindische Grenzgebiet, Bhutan, Sikkim, 
Burma, Laos und Thailand buchstäblich über-
schwemmen; es bedroht Süd-Korea und stellt 
eine Gefahr für die vor seiner Küste liegen-
den Inseln und für Taiwan, Indien und Ja-
pan dar.

Wirtschaftliche V oraussetzungen

Chinas Menschenmassen, die häufig als ein 
Element seiner potentiellen Stärke angesehen 
werden, sind tatsächlich ein ernsthaftes Mo-
ment der Schwäche, und wenn die Bevölke-
rung in den nächsten 20 Jahren in dem Maße 
zunimmt, wie es nach Meinung der Demo-
graphen in den letzten 10 oder 15 Jahren der 
Fall war, nämlich um 12 Millionen jährlich, 
könnte diese Schwäche leicht kritische Aus-
maße annehmen. Es ist zwar richtig, daß es 
im tibetanischen und zentralasiatischen Hin-
terland leere Räume gibt, die jetzt von Han- 
Chinesen besiedelt werden, die man aus den 
übervölkerten Städten und Dörfern dorthin 
schickt. Aber weite Teile dieser Territorien 
sind unwirtlich, und die bloße Verpflanzung 
von Menschen in Gebiete, die allenfalls ihre 
Ernährung sicherstellen, ist nicht mehr als 
eine zeitweilige Lösung.

Die Moral des Volkes hängt in hohem Maße 
davon ab. inwieweit die Planwirtschaft in der 
Lage ist, auf dem Sektor der Konsumgüter-
produktion den Minimalforderungen zu genü-
gen, die eine sich rapide vermehrende Bevöl-
kerung an sie stellt. Niemand bestreitet, daß 
die Chinesen erfinderisch und fleißig sind, aber 
wenn das Verhältnis zwischen Bevölkerungs-
wachstum und Produktionsanstieg nicht ge-
steuert wird, werden sie sich sehr beeilen 
müssen, um bei Ernährung, Bekleidung, Woh-
nung, Gesundheitsfürsorge, Erziehung, Trans-
port und Verkehr wenigstens auf der Stelle 
zu treten. Viele Annehmlichkeiten, die für uns 
selbstverständlich sind, werden knapp sein, 
wenn sie überhaupt vorhanden sind. Aber 

die Moral eines Volkes wird durch die klei-
nen Annehmlichkeiten weder gefördert noch 
gemindert.

Unerläßliche Voraussetzung für jede Nation, 
die wie China danach trachtet, in den Klub 
der Großmächte einzutreten, ist der unbe-
schränkte Zugang zu reichen Vorräten an 
Eisenerz, Kohle, Erdöl und einer Vielzahl von 
Metallen und Mineralien. Wenn sie fehlen, 
so ist es nicht möglich, die industrielle Grund-
lage zu schaffen, auf der in der heutigen Welt 
die militärische Stärke beruht. Es hat den 
Anschein, als sei China mit diesen Grund-
stoffen wohl versehen. Nicht alle aber be-
finden sich in Gebieten, die eine rasche und 
ergiebige Ausbeutung erlauben. Sinkiang soll 
reich an Erdöl und Nichteisenmetallen sein. 
Aber Sinkiang ist weit, weit weg. Bessere 
Aussichten bieten die Ölfelder im Pfannen-
stiel von 3 Kansu ).

Gegenwärtig kann China keinesfalls seinen 
jährlichen Minimalbedarf an so grundlegen-
den Erzeugnissen decken wie Werkzeug-
maschinen, legierten Stählen, elektronischen 
Ausrüstungen, Landwirtschaftsmaschinen, syn-
thetischem Gummi, Fördereinrichtungen, Erd-
ölerzeugnissen, Chemikalien, Turbinen, Gene-
ratoren, Motoren, Ausrüstungen für Nachrich-
tenübermittlung, elektrischen Steuergeräten, 
Präzisionsinstrumenten, Straßenbaumaschinen,

3) Die Provinz Kansu im Nordwesten Chinas gleicht 
in der Form einer Bratpfanne. Im Gebiet des 
„Stiels" der Pfanne befinden sich ausgedehnte Ol- 
felder (Anm. d. Red.).



Traktoren, Schwerlastzügen, automatischen 
Schaltgeräten und Fernmeldeanlagen, Kunst-
stoffen, Elektronenrechnern, Dieselmotoren 
und elektrischen Lokomotiven. Es kann Dü-
senmotoren und Flugzeuge montieren, aber 
es kann sie nicht produzieren. Flugzeuge, Mo-
toren und die hydraulische und elektrische 
Ausrüstung — ganz zu schweigen von den 
Navigations- und Feuerleitinstrumenten so-
wie der Waffenausrüstung, die für moderne 
Flugzeuge erforderlich sind — können nicht 
auf Hinterhöfen produziert werden, auch nicht, 
wenn „die großartigen Ideen des Genossen 
Mao Tse-tung" Pate stehen.

Die Chinesen sind zwar auf vielen Gebieten 
beachtlich vorangekommen, darunter in der 
Elektrotechnik, der hydraulischen Technik, 
dem Maschinenbau und der Chemie, der Elek-
tronik und Metallverarbeitung; aber in Re-
lation zu den dringlichsten Erfordernissen 
gesehen ist der Fortschritt nicht sonderlich 
bemerkenswert. Das Ergebnis der wissen-
schaftlichen, technischen und industriellen Ent-
wicklung der letzten 15 Jahre ist sehr unter-
schiedlich. Auf vielen Gebieten setzte die

Mao Tse-tung schrieb: „Wenn einmal die 
Menschheit den Kapitalismus ausgelöscht hat, 
wird sie in die Ara des immerwährenden 
Friedens eintreten und es wird keine Not-
wendigkeit mehr für Kriege geben. Weder 
Armeen noch Kriegsschiffe, weder Militär-
flugzeuge noch Giftgas werden benötigt wer-
den. Danach und für alle Zeit wird die Mensch-
heit keinen Krieg mehr kennen.” Aber dieses 
Utopia kann nur durch Waffengewalt erreicht 
werden. Die chinesischen Führer glauben un-
erschütterlich daran, daß Kampf, und zwar ein 
erbitterter Kampf auf Leben und Tod, unver-
meidlich ist, solange die „Klassengesell-
schaft" existiert. Daraus folgt, daß es die hei-
lige Pflicht aller guten Kommunisten — und 
besonders der chinesischen — ist, den Un- 
tergang der rivalisierenden Gesellschaftsord-
nung mit allen denkbaren Mitteln zu be-
schleunigen, einschließlich des Krieges.

Ein „gerechter Krieg" ist per definitionem 
jeder Krieg, der zu diesem Ziel hinführt. 
China darf daher „gerechte Kriege" zur 
Durchsetzung von Ansprüchen führen, die es 
einseitig als legitim ansieht. Ein Beispiel ist 
der Krieg um die von China beanspruchten 
indischen Grenzgebiete. Mao Tse-tung hat -ine 

Kommunistische Partei unrealistische Ziele, 
auf anderen hat sich der politische Dogmatis-
mus störend bemerkbar gemacht. Möglicher-
weise ist der Mangel an geschulten Naturwis-
senschaftlern und an technischem Personal 
entscheidend gewesen. Natürlich trug der 
Abzug der Russen zu diesem speziellen Aspekt 
des „Großen Sprunges nach Rückwärts" bei, 
von dem sich die chinesische Wirtschaft erst 
jetzt zu erholen beginnt.

Die Partei ist sich über den Mangel an ge-
schultem Personal klar und tut alles in ihrer 
Macht Stehende, um ihm abzuhelfen. Nach 
meiner Meinung ist die Voraussage berech-
tigt, daß China 1975 über einen beachtlichen 
Stamm von geschulten Naturwissenschaftlern 
und fähigen Ingenieuren verfügen wird. Heute 
hat China nicht mehr als ein paar Dutzend 
Naturwissenschaftler von internationalem Ruf. 
In zehn bis fünfzehn Jahren mögen es ein paar 
hundert sein und dazu Tausende von Ingenieu-
ren und gutausgebildeten Technikern. Auf 
diese Gebiete wird im Erziehungswesen be-
sonderer Wert gelegt.

Organisation und Stärke der Streitkräfte

Reihe anderer „gerechter" Ansprüche auf Ge-
biete entlang der chinesischen Grenzen an-
gemeldet. Bei verschiedenen Gelegenheiten 
hat er Bhutan, Sikkim, Nepal, die Ryukyu- 
Inseln, Taiwan, die Äußere Mongolei, Hong-
kong, Macao und die China früher tribut-
pflichtigen Länder in Südostasien (ausgenom-
men Thailand) genannt. Wenn andere Mittel 
versagen, bleibt als Instrument zur Durch-
setzung dieser Ansprüche noch die Volks-
befreiungsarmee, eine Streitmacht von 2,7 
Millionen Mann einschließlich Luft- und See-
streitkräften sowie Grenztruppen. Die Volks-
polizeitruppen stehen nicht mehr unter dem 
Befehl des Oberkommandos der Volksbefrei-
ungsarmee. Diese auf 500 000 Mann geschätzte 
Truppe untersteht nun dem Ministerium für 
Innere Sicherheit. Die genannte Stärke der 
Volksbefreiungsarmee von 2,7 Millionen ist 
den geheimen „Arbeitsblättern der Befrei-
ungsarmee" entnommen, die in den Besitz der 
US-Regierung gelangt sind, und kann als ver-
läßlich gelten.

Die Bestimmung der politischen Linie und die 
höchste Machtbefugnis in allen wichtigen Din-
gen liegt beim Ausschuß für Militärische An- 
gelegenheiten des Zentralen Exekutivkomitees 



der Partei, der häufig als „Zentralbehörde" 
bezeichnet wird. Es scheint, daß Marschall 
Lin Piao, der Verteidigungsminister, gleich-
zeitig Vorsitzender des Ausschusses für Mili-
tärische Angelegenheiten ist; dieser ist wie-
derum dem Vorsitzenden der Partei, Mao Tse- 
tung, direkt verantwortlich.

Das Land ist in 13 Militärregionen unterteilt, 
von denen drei, die Innere Mongolei, Sinkiang 
und Tibet, unter „direktem Befehl" stehen. 
Der höchste Offizier in jeder Region befehligt 
die ihr zugeteilten Streitkräfte einschließlich 
der Miliz. Regionen, die zwei oder mehr Pro-
vinzen umfassen, sind in „Distrikte" unter-
teilt, deren Grenzen den Provinzgrenzen ent-
sprechen. Es gibt 23 solcher „Distrikte".

Ich glaube nicht, daß jemand die militärische 
Tüchtigkeit dieser Kommandeure oder ihre 
Ergebenheit der Partei gegenüber in Zweifel 
zieht. Ihre Fähigkeit zur Ausführung kom-
binierter Operationen verschiedener Waffen-
gattungen ist noch nicht auf die Probe gestellt 
worden. Sie sind jedoch in der Lage, einfalls-
reiche und exakte Pläne aufzustellen. In Korea 
war aus ihrer Reaktion auf Gefechtssituatio-
nen zu schließen, daß sie geistig weniger be-
weglich als wir waren. Wenn das noch zu-
trifft, ist es natürlich ein schwerwiegender 
Mangel.

Die Masse der Mannschaften der Volksbefrei-
ungsarmee (2 Millionen Mann) soll in ungefähr 
40 Feldarmeen formiert sein, deren jede aus 
drei Infanteriedivisionen als Grundeinheiten 
besteht. Eine chinesische Feldarmee kann 
nicht einem Korps der US-Armee gleichgesetzt 
werden, das über eine größere Feuerkraft 
und außerordentlich bewegliche und leistungs-
fähige Nachschubeinrichtungen verfügt. Bei-
läufig gesagt, die Schätzungen der Anzahl der 
11 000 bis 12 000 Mann starken Infanterie-
divisionen schwanken zwischen 105 und 154.

Die Armee ist ausreichend ausgerüstet mit 
modernen Infanteriewaffen, z. B. automati-
schen Gewehren, Maschinenpistolen aller Ty-
pen, leichten und schweren Maschinengeweh-
ren, leichten und mittleren Mörsern (60 mm, 
82 mm und 122 mm), 90 mm Raketenwerfern, 
rückstoßfreien Geschützen (57 und 75 mm) und 
leichter und mittlerer Artillerie. All das wird 
in China hergestellt. Mangel besteht jedoch 
an schwerer Artillerie und Geschützen auf 
Selbstfahrlafetten, Lastwagen und anderen Mi-
litärfahrzeugen, schwerer Pionierausrüstung 
und Panzern, abgesehen von den veralteten 
T 34. Von dem Mangel an einigen dieser Ma-
terialien war in den „Arbeitsblättern" die 

Rede. Auf andere Mängel kann aus den chi-
nesischen „Wunschlisten" geschlossen werden, 
die ausländischen Firmen und auf Handels-
beziehungen begierigen Regierungen überge-
ben wurden.

Es ist schwer zu sagen, was die Chinesen an 
Raketen haben, aber man kann annehmen, daß 
seit 1961, als die „Arbeitsblätter" den Fehl-
schlag zumindest eines Angriffs auf ein über 
Peking fliegendes nationalchinesisches Auf-
klärungsflugzeug enthüllten, die Chinesen 
energisch an Luft-Luft-, Kurzstrecken-Boden- 
Boden- und Boden-Luft-Raketen und Lenkwaf-
fen gearbeitet haben. Die Russen sollen den 
Chinesen einige Raketen geliefert haben. Um 
welchen Typ es sich genau gehandelt hat, ver-
rät die Quelle — es war Chruschtschow — 
nicht. Ein anderer kritischer Sektor, dem eben-
falls Beachtung geschenkt wird, sind strategi-
sche und taktische elektronische Nachrichten-
mittel und Radar. Hier sind die Chinesen ver-
mutlich auf dem Stande, den die westlichen 
Armeen, Flotten und Luftwaffen 1941/42 er-
reicht hatten.

Ein schweres Hindernis für wirksame Opera-
tionen ist die Knappheit an technischem Per-
sonal und seine geringe Qualifikation. Man 
findet ständig Hinweise darauf in den „Ar-
beitsblättern". Die Klagen konzentrieren sich 
auf den schlechten Instandhaltungsgrad von 
Flugzeugen, Lastwagen und Schiffen, was auf 
die Unerfahrenheit und Sorglosigkeit des Per-
sonals und einen kritischen Mangel an Er-
satzteilen zurückgeführt wird. Die Unfallquo-
ten in allen Waffengattungen waren jedenfalls 
1960/61 hoch. Die taktische Beweglichkeit der 
Armee ist ausgezeichnet, ihre strategische Be-
weglichkeit hingegen ist gering einzuschät-
zen. Die Lufttransportkapazität ist kärglich, 
selbst wenn alle Zivilflugzeuge eingesetzt 
würden, überdies können nur Mannschaften 
mit Handfeuerwaffen und leichten Infanterie-
waffen befördert werden. Nach Schätzungen 
liegt die Transportkapazität bei zwei Batail-
lonen. Die Eisenbahnverbindungen von Nord 
nach Süd sind in gutem Zustand, aber es gibt 
zu wenig Ost-West-Verbindungen. Die Eisen-
bahnen können an gefährdeten Stellen aus 
der Luft oder durch Sabotage unterbrochen 
werden. Es gibt kein modernes Autobahnnetz, 
und seihst wenn eins vorhanden wäre, könnte 
die Volksbefreiungsarmee wegen des akuten 
Mangels an Kraftfahrzeugausrüstung kaum 
Gebrauch davon machen.

1961 erklärte Wang Shou-tao, der Verkehrs-
minister, in einer freimütigen Diskussion der 



Transportprobleme, daß die Hälfte des chi-
nesischen Straßennetzes bei Regenwetter un-
benutzbar sei. Damals — und seitdem hat 
sich wenig geändert — wurde praktisch der 
ganze ländliche Warenverkehr auf kurzen 
Strecken durch Wagen, die von Tieren gezo-
gen wurden, durch Träger, Schubkarren, Esel, 
Kamele und auf Seen, Flüssen und Kanälen 
mittels von Tieren oder Menschen gezogenen 
Lastkähnen, Segelbooten und Motordschun-
ken bewältigt.

Eine warnende Bemerkung ist hier vielleicht 
am Platze. In jeder Militärregion gibt es ohne 
Zweifel eine oder mehrere vollmotorisierte 
Elitedivisionen, die zu schneller Bewegung in 
der Lage sind, selbst zur Nachtzeit. Die Chi-
nesen haben gelegentlich mit beträchtlicher 
Schnelligkeit Truppen in die südöstlichen 
Küstengebiete verlegt. In Korea haben ihre 
Truppen unter außerordentlich widrigen Wet-
ter- und Geländebedingungen eine unüber-
troffene Beweglichkeit bewiesen. Im letzten 
Jahr wurde der Schwerpunkt der Ausbildung 
auf Nachtmärsche gelegt, und die hohen An-
forderungen — 60 Kilometer in voller Aus-
rüstung — zeigen, daß die taktische Beweg-
lichkeit immer noch, wie schon in Korea, auf 
der Marschleistung der Soldaten beruht.

Die Luftwaffe zählt heute ungefähr 2 600 Flug-
zeuge, davon einige 2 000 Düsenmaschinen. 
1 600 von diesen sind vom Typ MIG 15 und 
MIG 17. Der Rest sind leichte und mittlere 
Bomber (400 davon sind Düsenflugzeuge, die 
nicht die Schallgeschwindigkeit erreichen), 
Schulflugzeuge, Hubschrauber und einige we-
nige Transportmaschinen. 60—80 MIG 19 sind 
gemeldet, aber keine MIG 21. Eine kleine 
Marineluftwaffe ist in diesen Zahlen enthal-
ten.
Im Jahre 1963 kamen Düsenpiloten auf durch-
schnittlich 8—10 Flugstunden. Demgegenüber 
sehen die Luftwaffen der Vereinigten Staaten, 
Japans und Nationalchinas 20 Flugstunden als 
das Minimum an, um die Flugtauglichkeit auf-
rechtzuerhalten. 1961 waren eine nicht genau 
bekannte Anzahl von Flugzeugen ständig auf 
dem Boden, weil nicht genügend Treibstoff 
und Ersatzteile vorhanden waren. Den „Ar-
beitsblättern" ist zu entnehmen, daß die Un-
fallquoten hoch waren und daß die Piloten 
einen großen Teil ihrer „Ausbildung" auf dem 
Boden erhielten. Die Zahlenangaben für die 
Flugstunden können jedoch irreführend sein, 
denn die Luftwaffe kann von Zeit zu Zeit 
ausgewählte Staffeln auf einen hohen Aus- 
bildungsstand brinqen und tut das wahrschein-
lich auch. Ferner können durch Herabsetzung 

der Flugzeit für ältere, erfahrene Piloten mehr 
Stunden für jüngere Piloten herausgeholt 
werden.

Ein turnusmäßiger Wechsel der Einheiten im 
südöstlichen Küstengebiet, wo „Alarmstaffeln" 
mehr als die durchschnittlichen Ausbildungs-
stunden für Abfangjagd, Tiefangriff, Instru-
mentenflug, Schießen usw. absolvieren, kann 
dazu beitragen, die Flugtauglichkeit der Pi-
loten auf einen höheren Stand zu bringen, 
als sich aus den obigen Zahlen schließen läßt. 
(Nebenbei gesagt, als die Kommunisten sich 
1958 über der Formosastraße mit den Natio-
nalen herumschlugen, war das Abschußver-
hältnis 16 zu 1 zugunsten der letzteren, und 
die Mehrzahl der nationalen Verluste trat ein, 
bevor die Nationalen mit Sidewinder-Raketen 
ausgerüstet wurden.)

Um die veralteten Flugzeuge flugfähig zu er-
halten, müssen die Chinesen einen Teil der 
Maschinen „ausschlachten", zumindest so-
lange, bis sie Ersatzteile von hoher Qualität 
produzieren oder aus dem Ausland beschaffen 
können. Aus ihrem Interesse am Kauf von 
Werkzeugmaschinen und Fabriken zur Pro-
duktion von Werkzeugmaschinen kann auf 
den akuten Mangel an solchen Ersatzteilen 
geschlossen werden. Die Neuausrüstung der 
Luftwaffe mit modernen Flugzeugen aller Ty-
pen dürfte ein dringliches Problem sein.

Eine kritische Versorgungslücke besteht bei 
Treibstoff für Düsenflugzeuge. Wenn die Chi-
nesen auch vor kurzem gemeldet haben, daß 
sie bei Erdölprodukten die Autarkie erreicht 
hätten, so darf man diese Behauptung wohl mit 
Skepsis aufnehmen. Was sie erreicht haben 
mögen, ist die Autarkie bei Rohöl. Das ist ein 
wichtiger erster Schritt. Aber es sind noch 
viele Hindernisse zu überwinden, bevor Treib-
stoff in ausreichenden Mengen an die Endab-
nehmer geliefert werden kann. Hier ergibt 
sich wieder das Dilemma von konkurrieren-
den Ansprüchen und begrenzten Hilfsquellen. 
Die Planung und Errichtung von Raffinerien 
und Rektifikationsanlagen und die Herstel-
lung von Einrichtungen für den Transport, die 
Lagerung und Handhabung des flüchtigen 
Düsentreibstoffes stellen eine Vielzahl kom-
plizierter technischer und ingenieurwissen-
schaftlicher Probleme, ganz zu schweigen von 
der beträchtlichen Investiticn von hochquali-
fizierter Arbeit, Material und Kapital.

Alles in allem ist die Kampfkraft der Luft-
waffe gering — selbst wenn es um die Ver-
teidigung des Heimatlandes geht —, und es 
besteht wenig Aussicht, daß sie sich in naher 



Zukunft sehr verbessern wird, wenn Rußland 
nicht massive Unterstützung gewährt. Gegen-
wärtig könnte die chinesische Luftwaffe keine 
ausgedehnteren Offensivoperationen über die 
Grenzen Chinas hinaus führen, wenn sie auf 
Widerstand moderner Luftstreitkräfte stößt. 
Ja, wir dürfen wohl annehmen, daß sie im 
Moment allenfalls zur Abwehr schwacher 
örtlicher Luftangriffe fähig ist.

Die chinesische Marine besteht im wesent-
lichen aus U-Booten und Küstenpatrouillen-
booten. Die genaue Anzahl der U-Boote mit 
großer Reichweite (15 000 km) ist nicht be-
kannt, aber man schätzt sie auf 20. Einige 
davon (sowjetische W-Klasse) können mit 
Kurzstreckenraketen (400—600 km Reichweite) 
ausgerüstet werden. Es besteht die Möglich-
keit, daß einige wenige umgebaut worden 
sind und ein bis zwei solcher Raketen tragen. 
Würden diese Raketen mit atomaren Spreng-
köpfen versehen, so könnte diese U-Boot- 
Streitmacht in einiger Zukunft für die Städte 
an der Westküste der Vereinigten Staaten eine 
erhebliche Bedrohung darstellen. Die Marine 
kann Küstenminen legen und ist mit ihren 
schnellen Motortorpedobooten in der Lage, die 
in Küstengewässer eindringenden Schiffe anzu-
greifen. Sie ist kaum dazu imstande, amphi-
bische Operationen, vor allem gegen Tai-
wan, durchzuführen. Die Vorstellung von Tau-
senden von Dschunken, die die Formosastraße 
überqueren, ist angesichts einer kampfkräf-
tigen nationalchinesischen Luftwaffe absolut 
unrealistisch. Und die Kommunisten wissen, 
daß die nationalchinesische Luftwaffe heute 
kampfkräftig ist.

Die Volksbefreiungsarmee ist — und das sollte 
hier erwähnt werden — in mancherlei Hin-
sicht einzigartig. Erstens hilft sie in der Land-
wirtschaft und in der Industrie, beim Straßen- 
und Eisenbahnbau, bei wasserwirtschaftlichen 
Projekten vom Staudammbau über die Ufer-
befestigung und Kanalbau bis zu örtlichen Be-
wässerungsvorhaben. Die Volksbefreiungs-
armee ist ein allzeit bereites, diszipliniertes 
Arbeitsheer, das im Notfall an jedem Projekt 
eingesetzt werden kann. Sie baut einen hohen 
Prozentsatz des Getreides, das sie verbraucht, 
selbst an, züchtet ihre eigenen Schweine, 
Hühner und Enten und verbessert ihre Ratio-
nen durch Jagd und Fischfang, wo immer sich 
Gelegenheit dazu bietet. Ferner stellt sie 
ihre Uniformen, Schuhe, Decken und Bettzeug 
selbst her, baut ihre Kasernen und anderen 
Anlagen und hält alle Einrichtungen selbst 
instand.

Wir könnten uns fragen, wann die Volksbe-
freiungsarmee Zeit zur Ausbildung findet. 
Dies ist anscheinend eines der Probleme, über 
die sich Marschall P’eng Teh-huai und sein 
Stabschef, General Huang K’o-ch’eng, Sorgen 
machen. Pech für sie, daß sie ihrer Sorge an-
scheinend laut Ausdruck gaben.

Zwei bedeutende Anhängsel der Volksbefrei-
ungsarmee sind die Volkspolizeitruppen und 
die Miliz. Die Miliz ist während der vergan-
genen drei Jahre drastisch vermindert, gesäu-
bert, reoganisiert und umgebildet worden. 
Nach neueren Berichten wird sie wieder ver-
stärkt. Die Bewegung „Jeder Mann ein Sol-
dat" wurde 1958 gestartet, als der „Große 
Sprung nach Vorn" begann und die Partei 
es im Interesse einer gesteigerten Produktion 
für notwendig befand, die ländliche Bevölke-
rung zu mobilisieren. Als Grund für diese 
radikale Politik wurde angegeben, daß die 
amerikanischen „Imperialisten" zusammen 
mit Tschiang Kai-scheks „Banditen" das Va-
terland bedrohten.
Offensichtlich lieferte die Miliz der Partei ein 
Mittel, um die Massen zu disziplinieren, zu 
kontrollieren und ideologisch zu schulen. 
Während der dreißiger und vierziger Jahre 
hatte die Partei beträchtliche Erfahrungen ge-
sammelt, als sie eine Miliz organisierte, um 
ihre Kontrolle zu verstärken und auf jedes 
Dorf und jeden Bezirk auszudehnen, die unter 
ihrer Herrschaft standen, und außerdem eine 
Untergrundmiliz in den Gebieten, wo ihre 
Verwaltung illegal war. Die Bewegung „Jeder 
Mann ein Soldat" war infolgedessen in den 
Augen der Parteiführer das geeignete Instru-
ment in der Kampagne zur Kollektivierung 
und Militarisierung der ganzen Nation.

Aber 1960 entdeckte die Partei zu ihrem Ent-
setzen, daß ihr Milizsystem einfach nicht funk-
tionierte. In nicht wenigen Gebieten existierte 
die Organisation nur auf dem Papier. Eine An-
zahl von Bauern wußte auf Befragen nicht, ob 
sie Mitglieder waren oder nicht. Die „Arbeits-
blätter” führen mehrere Fälle von Milizmän-
nern an, die Waffen stahlen und Banditen wur-
den. Offenbar mußten radikale Maßnahmen 
ergriffen werden, und angesichts dieser be-
trüblichen Situation reorganisierte die Partei 
die Miliz von Grund auf.

Zumindest bis vor kurzem traten alle Jugend-
lichen, die nicht zur Volksbefreiungsarmee 
einberufen wurden, automatisch in die Miliz 
(chi kan min ping) ein. Alle demobilisierten 
Soldaten werden ihr automatisch überstellt. 
Alle Studenten technischer Fach- und Hoch-



schulen sind Mitglieder der örtlichen Miliz-
kompanien oder -bataillone. In den Städten 
sind alle Bankangestellten, Eisenbahnarbei-
ter, Staatsangestellten usw. unter 26 Jahren 
in Betriebs-Milizeinheiten zusammengefaßt. 
Es hat den Anschein, daß man der Ausbil-
dung und ideologischen Schulung der Miliz-
angehörigen in den südlichen Küstengebieten 
besondere Aufmerksamkeit gewidmet hat.

Die Volksbefreiungsarmee hat den Befehl über 
die Miliz, ist verantwortlich für ihre Ausbil-
dung und hat ihre Waffen in Obhut. Die Auf-
sicht über die Miliz, einerseits eine Belastung, 
zahlt sich für die Volksbefreiungsarmee durch 
die bessere Qualität der Einberufenen aus, die 
nun mit zumindest grundlegenden Kenntnis-

sen der Infanteriewaffen zur dreijährigen 
Dienstpflicht einrücken und darüber hinaus 
fähig sind, sich schnell in das militärische 
Leben einzufügen.

Bis zum August 1958 standen die Sicherheits-
truppen ebenfalls unter dem Oberbefehl der 
Volksbefreiungsarmee. Seitdem sind sie der 
Partei unterstellt, über ihre Organisation und 
Ausrüstung ist kaum etwas bekannt. Man kann 
jedoch ohne weiteres annehmen, daß sie über 
ausgesuchtes Personal verfügen, das mit 
Handfeuerwaffen und schweren Waffen aus-
gerüstet ist und an dessen Zuverlässigkeit es 
keinen Zweifel gibt. Schätzungen ihrer Stärke 
schwanken zwischen 185 000 und 700 000 
Mann.

Kampfgeist und ideologische Verfassung der Volksbefreiungsarmee

Wenn schon die Bevölkerung insgesamt einer 
strengen Überwachung und einer ständigen 
ideologischen Beeinflussung unterworfen ist, 
können wir unterstellen, daß noch weit schär-
fere Maßnahmen ergriffen worden sind, um 
sicherzustellen, daß die chinesische Volks-
befreiungsarmee immer das Richtige denkt 
und unerschütterlich unter dem Großen Roten 
Banner des Genossen Mao Tse-tung mar-
schiert. Die Glaubensüberzeugung der Armee 
ist einzigartig. Sie wurde gut zusammengefaßt 
in der China News Analysis, einem wöchent-
lich in Hongkong erscheinenden Nachrichten-
dienst, vom 7. September 1962:

„Eine kommunistische Armee, und ganz gewiß 
die chinesische, unterscheidet sich grundlegend 
von einer .kapitalistischen', zumindest von 
jener der Zeit, bevor man — unglücklicher-
weise — an das Seelenleben der Soldaten mit 
den Maßstäben der Psychoanalyse heranging. 
In der guten alten Zeit brüllte der Feldwebel, 
so laut er konnte, und alle gehorchten. Der 
Feldwebel interessierte sich nicht für Deine 
Weltanschauung oder dafür, ob Du überhaupt 
eine hattest. In der Volksbefreiungsarmee ist 
das ganz anders. Auf der Kompanieebene, wo 
man sich von Mensch zu Mensch gegenüber-
steht, ist der wahre Befehlshaber nicht der 
Kompaniechef. Es ist der politische Berater, 
ein Genosse, dessen Neugier keine Grenzen 
kennt. Er will wissen, ja es ist seine Pflicht 
zu wissen, nicht nur was Du tust, sondern 
vor allem was Du denkst, ob Du die Gedan-
ken Mao Tse-tungs denkst. Es ist seine Auf-
gabe dafür zu sorgen, daß Du es tust.

Er steht nicht allein. Als Helfer hat er Män-
ner, die kanpu. genannt werden, Kader, die 
für diese Aufgabe ausgebildet sind oder sein 
sollten. Aber alle anderen müssen ihnen hel-
fen. Jedermann, Offizier und Soldat, muß je-
dem helfen, daß er auch die Gedanken des 
Genossen Mao denkt, und muß Meldung er-
statten, wenn jemand einen Winkel seines 
Gehirns für einen privaten Gedanken reser-
viert hat. Das wäre gefährlich. Ein hoher Ge-
neral hat erklärt, daß so etwas beim ersten 
Auftauchen entdeckt werden muß, bevor noch 
Schaden angerichtet wird. Es ist eine Art von 
Minensuche in den Gehirnen von Menschen."

Nach einer eingehenden, überall im Lande 
vorgenommenen Überprüfung von Einheiten 
der Volksbefreiungsarmee gab die Allgemeine 
Politische Abteilung im Oktober und Novem-
ber 1961 eine Reihe von Direktiven heraus, 
die die ideologische Situation in den Streit-
kräften zu verbessern bestimmt waren und 
die Vorherrschaft der Partei sichern sollten.

Dies steht im Einklang mit der Ansicht der 
Partei von dem Verhältnis zwischen Politik 
und Militär. Vor vielen Jahren hat Mao die 
Richtlinien für diese Auffassungen festgelegt. 
„Die Partei kommandiert die Kanone; die Ka-
none wird niemals die Partei kommandieren" 
und „Im Krieg ist der Mann, nicht das Ma-
terial entscheidend." Diese Thesen werden 
ständig von den Mitgliedern der Hierarchie 
nachgebetet.

General Hsiao Hua, Stellvertretender Leiter 
der Allgemeinen Politischen Abteilung der 
Volksbefreiungsarmee, sagte z. B. in einer 



Ansprache vor der „Tagung der Politarbei-
ter" der Armee am 14. Februar 1963:

„Wenn die Rolle der Waffen und technischen 
Ausrüstung in einem modernen Kriege auch 
immer wichtiger geworden ist, ist der Mann 
und nicht das Material kriegsentscheidend. 
Letzten Endes hängen Sieg oder Niederlage 
im Kampf von der Tapferkeit des einzelnen 
Mannes, von seinem Kampfgeist, von seiner 
Bereitschaft zum Opfer ab.

Die Beschlüsse des Ausschusses für Militäri-
sche Angelegenheiten haben deutlich gemacht, 
daß die materielle Atombombe zwar sehr 
wichtig ist, die geistige ist aber noch viel wich-
tiger.

Eine revolutionäre Armee fürchtet sich nicht 
vor dem Feind, gleichgültig wie mächtig er 
ist. Sie fürchtet sich vor keiner Waffe, gleich-
gültig wie zerstörerisch sie ist. Wovor sich 
eine revolutionäre Armee fürchtet, ist politi-
sche Rückständigkeit, Isolierung vom Volke 
und mangelnder Entschlossenheit, zu kämp-
fen.

Mao Tse-tung hat uns gelehrt, daß die Politik 
absoluten Vorrang hat. Wenn wir politisch 
und ideologisch gute Arbeit leisten, kommt 
alles andere von selbst. Wenn wir also eine 
kampfkräftige Armee aufbauen wollen, müs-
sen die Kader zuerst gründlich lernen, was 
Genosse Mao über den Volkskrieg denkt, und 
sie müssen in all ihrem Handeln von den 
Gedanken des Genossen Mao geleitet werden.

Die wesentlichste Aufgabe bei der politisch- 
ideologischen Arbeit ist es, das große Rote 
Banner der Maoschen Gedanken zu hissen, 
seine Gedanken bei der Schulung der Kom-
mandeure zu nutzen, dafür zu sorgen, daß 
jedermann seine Schritten studiert, nach sei-
nen Anweisungen arbeitet und ein guter Sol-
dat Mao Tse-tungs wird ..."

Die Frage ist, ob diese Aufgaben, wie sie in 
den Anweisungen zusammengefaßt und durch 
den Genossen General Hsiao Hua umrissen 
worden sind, erfolgreich erfüllt werden. Ich 
stehe nicht an, diese Frage zu bejahen. Wäh-
rend der letzten drei Jahre haben mehrfa-
che ideologische „Umerziehungs"-Kampagnen 
zweifellos die „bourgeoisen Überreste" und 
„verborgenen konterrevolutionären Elemente" 
im Offizier- und Unteroffizierkorps sowie die 
„russifizierten" Offiziere, Anhänger des frü-
heren Verteidigungsministers Marschall P’eng 
Teh-huai, und andere Abweichler und Un-
zufriedene aufgespürt und ausgetilgt.

Die Kontrolle, die der Ausschuß für Militäri-
sche Angelegenheiten gefordert hat, ist all-
umfassend. Sie geht in die Breite und in die 
Tiefe, sie ist vertikal und horizontal. Akti-
visten in Zügen, Gruppen, Geschützbedienun-
gen, Flugzeugbesatzungen, d. h. in den klein-
sten militärischen Einheiten, sind auf der Hut, 
um Anzeichen „falscher Gedanken" zu ent-
decken. Werden welche entdeckt, oder glaubt 
man auch nur, daß sie vorhanden sind, beginnt 
die „Umerziehung".

Ein gutes Beispiel für das Vorgehen der Par-
tei gegen eine bestimmte Gruppe liefert die 
Hsia Lien Tang Ping (Geh zu den Kompanien 
und Soldaten)-Kampagne, die sich zwischen 
1959 und 1962 gegen das Offizierskorps rich-
tete. Während dieser Kampagne, die jeden 
Offizier von Lin Piao bis zum jüngsten Leut-
nant traf, dienten Offiziere für bestimmte Pe-
rioden als einfache Soldaten und verrichteten 
alle niedrigen Dienste, darunter Spucknäpfe 
und Latrinen säubern, Geschirr spülen, Ka-
sernen und Kasernenhöfe in Ordnung halten 
usw. Die Partei gab als Grund dafür an, daß 
so die „Einheit" von Offizieren und Mann-
schaften sichergestellt werden sollte. Viel-
leicht. Aber es ist nicht zu übersehen, daß die 
Kampagne noch einen anderen Aspekt hatte: 
sie stellte eine Stralaktion dar. Zweifellos 
waren einige Offiziere gegen diese Art der 
Umerziehung. Wenn sie ihrem Widerwillen 
laut Ausdruck gaben, wurden sie aus dem Of-
fizierskorps ausgestoßen. Da man nichts mehr 
von der Hsia Lien-Bewegung hört, ist anzu-
nehmen, daß dieser Akt der Säuberung ab-
geschlossen ist.

Es gibt noch einige andere Mittel, die in dem 
Umerziehungsprozeß angewendet werden. Das 
bekannteste ist die öffentliche Selbstkritik. 
Hier werden Offiziere und Soldaten dazu ge-
bracht, ihre geheimsten Gedanken offenzule-
gen und der Versammlung ihre ideologischen 
Fehler zu bekennen. „Bevor ich die Werke 
des Vorsitzenden Mao studierte, war ich arro-
gant und bürokratisch und behandelte die 
Soldaten in meinem Zug zu hart. Jetzt aber, 
nachdem ich die erleuchtenden und gedanken-
reichen Schriften unseres verehrten Vorsitzen-
den studiert habe, bin ich gründlich belehrt." 
Usw., usw.
Eine andere bevorzugte Art geistiger und 
emotioneller Therapie sind Versammlungen 
zur „Erinnerung an vergangene Härten und 
Besinnung auf gegenwärtige Annehmlichkei-
ten". Boi diesen Zusammenkünften, die ge-
radezu „Haß-Versammlungen" sind, werden 
die Soldaten dazu gebracht, sich in einen an 



Hysterie grenzenden Zustand hineinzustei-
gern. während allere Männer von den Greuel-
taten berichten, die Grundbesitzer, Kaufleute, 
andere bourgeoise Elemente und Imperialisten 
vor 1949 verübt haben. Die „Arbeitsblätter" 
geben dazu die Anweisung, daß die Kader das 
allgemeine Weinen nicht „erzwingen" sollen. 
Daraus folgt offensichtlich, daß solche Aus-
brüche wilden Schmerzes zwar gefördert, aber 
nicht verlangt werden sollten. Nach den Weh-
klagen sinnen die Soldaten über die „gegen-
wärtigen Annehmlichkeiten" nach (natürlich 
laut).

Gegenwärtig ist noch eine dritte Erfindung bei 
der Volksbefreiungsarmee beliebt: die „Wett- 
eifer"-Kampagne. Solche Kampagnen waren in 
der Landwirtschaft und Industrie allgemein 
üblich, aber vor 1962 noch nicht bei den Streit-
kräften eingeführt worden. Dabei wird ein 
bestimmter Mann oder eine Einheit (einige 
zweifellos frei erfunden — ihre angeblichen 
Tugenden und Leistungen sind wirklich un-
glaublich) als Musterbeispiel der Genügsam-
keit, des Fleißes, der „Liebe zum Volk", der 
„Liebe zur Partei" und des Eifers beim Stu-
dium der Werke Mao Tse-tungs herausgestellt. 
Wenn eine Wetteifer-Kampagne begonnen 
wird, werden alle Register gezogen. Einer der 
Zwecke dieser verschiedenen Kampagnen ist 
es, den revolutionären Eifer der Soldaten wach 
zu halten. In den Presseberichten wird häufig 
darauf hingewiesen, wie notwendig es sei, 
den revolutionären Elan zu bewahren, der die 
Achte Feldarmee auszeichnete.

Die Partei hat noch ein anderes Mittel, die 
ideologische Zuverlässigkeit sicherzustellen, 
nämlich den Einberutungsmodus. Seit 1959 hat 
sie viel strengere Maßstäbe angelegt als zu-
vor. Um die jährlich erforderlichen 750 000 
Mann einzuziehen, braucht die Volksbefrei-
ungsarmee lediglich jeden siebten oder ach-
ten aus den ungefähr 6 Millionen Achtzehn-
jährigen auszuwählen. Auf diese Weise kann 
die Partei sicherstellen, daß nur ideologisch 
zuverlässige junge Männer aus einwand-
freien Familienverhältnissen einberufen wer-
den. überdies können hohe Anforderungen 
an die geistige und physische Leistungsfähig-
keit der Männer gestellt werden. Das gilt auch 
für Offiziersanwärter.

Aus diesen Gründen wäre es unrealistisch, auf 
eine Krise der Moral der Volksbefreiungs-
armee zu setzen oder Hoffnungen zu hegen, 
daß die Streitkräfte oder nennenswerte Teile 
davon sich der Partei gegenüber illoyal ver-
halten würden. Auf Formosa gilt es als aus-

gemacht, daß die Volksbefreiungsarmee im 
Begriffe ist auseinanderzufallen. Ich halte das 
für Wunschdenken. Es mag in der Zukunft 
Spaltungen in der höheren Befehlshierarchie 
geben, es mag gelegentlich Überläufer geben; 
aber die Vorstellung, die Streitkräfte beher-
bergten bedeutendere parteifeindliche Ele-
mente, ist illusorisch. Die Volksbefreiungs-
armee oder die Volkspolizeitruppen könnten 
zum entscheidenden Faktor werden, wenn es 
nach Maos Tod einen Bruch in der Führungs-
gruppe geben sollte. Aber daß die Volksbefrei-
ungsarmee von sich aus handeln könnte, um 
der Partei die Kontrolle über den Staatsappa-
rat zu entwinden, dürfte außerordentlich wenig 
Wahrscheinlichkeit für sich haben. Sähe man 
die Volksbefreiungsarmee nicht als absolut 
zuverlässig an, so würde man sie nicht der 
ganzen Nation als Vorbild empfehlen, wie es 
gegenwärtig geschieht. Dem chinesischen Volk 
wird heute ständig eingetrichtert: „Lernt von 
der Volksbefreiungsarmeei" Lernt Genügsam-
keit, Fleiß, bedingungslosen Gehorsam, Liebe 
zur Partei, Verehrung für den Vorsitzenden 
Mao!

Die „Arbeitsblätter" enthüllen, daß die Füh-
rerqualitäten auf den unteren Ebenen Anlaß 
zur Besorgnis gegeben haben. Sehr wenige 
Offiziere unterhalb des Ranges eines Oberst-
leutnants — d. h. eines Bataillonskomman-
deurs — haben irgendwelche Kampferfahrung. 
Daher wird gegenwärtig das Schwergewicht 
auf Unterricht und Ausbildung gelegt. Die po-
litische Schulung ist nicht in den Hintergrund 
gerückt, wird aber nicht ganz so nachdrück-
lich betrieben. Die Volksbefreiungsarmee ver-
fügt über ein sorgfältig abgestuftes Schul-
system, und wir haben allen Grund anzuneh-
men, daß die Qualifikation des Offizierskorps 
rasch zunimmt. Die wesentlichste Frage ist, in 
welchem Maße, wenn überhaupt, die allum-
fassende Kontrolle der Partei die Moral und 
operative Beweglichkeit der Streitkräfte in 
Mitleidenschaft zieht. Sicherlich werden sich 
im Gefecht Lagen ergeben, in denen militäri-
sche und politische Kommandeure zu gegen-
sätzlichen Auffassungen kommen.

Die Anweisungen sagen darüber, daß in kri-
tischen Gefechtslagen die Ansicht des mili- 
tenrischen Kommandeurs den Vorrang hat. In 
allen anderen Fällen sollte bei unterschied-
lichen Meinungen die nächst höhere Befehls-
ebene zur Entscheidung angerufen werden. 
Wir wissen, daß in Korea tatsächlich die po-
litischen Offiziere und ihre militärischen Ge-
genüber gelegentlich in eine solche Sackgasse 
geraten sind, mit dem Ergebnis, daß kritische 



Entscheidungen oft nicht getroffen wurden, 
wenn es eigentlich notwendig gewesen wäre. 
General Mark Clark z. B. spielt darauf an: 
„Das System hatte eine Schwäche in der mi-
litärischen Führung auf den unteren Ebenen 
zur Folge und zwang die Chinesen zum Ver-
zicht auf Beweglichkeit bei ihren Operationen. 
Individuelle Initiative im Einsatz war in der 
chinesischen Armee selten."

Dieser Mangel an Beweglichkeit auf der Zug-, 
Kompanie- und Bataillonsebene wurde von 
Offizieren des US-Marinekorps bemerkt und 
fand Eingang in die offiziellen Berichte. Tat-
sächlich haben die Chinesen Schritte unter-

nommen, um diese Mißstände zu beseitigen, 
aber mir ist nichts Näheres darüber bekannt, 
um was für Maßnahmen es sich gehandelt 
hat. Andererseits gibt es keinerlei Beweise 
für einen Mangel an Initiative bei den unteren 
Befehlshabern während der chinesisch-indi-
schen Kämpfe. Gerade das Gegenteil scheint 
der Fall zu sein.

Offenbar gibt es bei der politischen Führung 
keinen Zweifel daran, daß das System sich 
in Krieg und Frieden bewährt hat und daß 
es ein entscheidender Faktor bei der Förde-
rung und Aufrechterhaltung des hohen Ni-
veaus von Loyalität, Moral und Disziplin ist.

Strategische Möglichkeiten

China ist kaum zu einer länger dauernden 
umfassenden militärischen Operation über 
seine Grenzen hinaus in der Lage. Seine ge-
genwärtige militärische Ohnmacht resultiert 
vornehmlich aus der Einstellung der sowje-
tischen Hilfe. Das Ergebnis dieses Stops war, 
daß China seit fünf Jahren keine militärischen 
Lieferungen, keine technische Unterstützung 
und keine Beratung mehr erhält. Diese wären 
für die Schaffung einer ausgewogenen Streit-
macht unbedingt erforderlich gewesen. Wenn 
wir jedoch die Möglichkeit kommunistischer 
militärischer Aktionen richtig einschätzen wol-
len, dürfen wir uns nicht, wie Mao sagt, auf 
„einen rein militärischen Standpunkt" be-
schränken, sondern müssen die innen- und 
außenpolitische Lage mit in Betracht ziehen. 
Sollte die Partei zu der Auffassung kommen, 
daß die Moral des Volkes einer kräftigen 
Injektion bedürfe, so könnte sie gleichzeitig 
mit einer neuerlichen intensiven Bombardie-
rung von Quemoy und Matsu eine xenopho- 
bische Kampagne gegen die USA starten oder 
sie könnte die Inder derart provozieren, daß 
ein weiterer „Gegenangriff zur Selbstvertei-
digung" erforderlich wäre.

Heute ist die Volksbefreiungsarmee nicht ein-
mal zu den primitivsten Operationen kombi-
nierter Land-, See- und Luftstreitkräfte in der 
Lage. Bei den Bodentruppen ist der Nachdruck 
in der Ausbildung während der letzten fünf 
Jahre auf den einzelnen Mann, den Zug und 
die Kompanie gelegt worden, wobei Nacht-
marsch, Einsickern, Nachtgefecht und Nah-
kampftechnik besondere Berücksichtigung fan-
den. Man darf vermuten, daß Regiments- und 
Divisionsmanöver in engem Zusammenwir-
ken mit Infanterie, Panzern, Artillerie und 

Luftstreitkräften auf Eliteeinheiten beschränkt 
sind, wenn sie überhaupt stattfinden, was ich 
bezweifle. Den gesamten Streitkräften ist eine 
Kampagne zur Einsparung von Treibstoff, 
Kohle, Elektrizität und Material aller Art — 
einschließlich unbrauchbaren Kleidungsstücken 
und Schuhsohlen — auferlegt worden, und es 
ist höchst unwahrscheinlich, daß die Partei 
kostspielige, Munition verschwendende Übun-
gen in einem Umfang, der für die Erreichung 
der Kampftüchtigkeit erforderlich ist, zulas-
sen würde, da es doch an so vielem Lebens-
notwendigem fehlt. Die Ausbildung in kleinen 
Einheiten genügt jedoch für Gefechtslagen, 
die in Südostasien entstehen könnten.
Angesichts seiner geographischen Lage kann 
China seinen geschworenen Feind, die Verei-
nigten Staaten, nur indirekt in Süd-Korea an-
greifen. Daß es in diesem Raum konventio-
nelle Kampfhandlungen provoziert, ist kaum 
mehr als eine entfernte Möglichkeit, aber sie 
kann nicht völlig außer acht gelassen wer-
den. China könnte hier auf anderweitige 
Pressionen reagieren oder entlang des 38. 
Breitengrades Unruhe stiften, um von anderen 
Aktionen abzulenken. Angesichts der Entzwei-
ung mit Rußland würde ein einseitiges Vor-
gehen in Korea ein unannehmbares Risiko 
darstellen. Andererseits könnte ein solcher 
Angriff ganz bewußt in der Absicht unter-
nommen werden, die Russen hineinzuziehen 
und so einen allgemeinen Krieg heraufzube-
schwören, bei dem die Chinesen nach ihrer 
Ansicht mit Sicherheit nur gewinnen können. 

Konventionelle Streitkräfte könnten in Süd-
ostasien eingesetzt werden; aber wiederum 
wäre das Risiko groß. In diesem Raum ver-
fügen die Vereinigten Staaten und ihre Ver-



bündeten über eine unvergleichlich größere 
strategische und taktische Beweglichkeit und 
daher über viel mehr Auswahlmöglichkeiten 
als die Chinesen, die außerdem vor überaus 
schwierigen Nachschubproblemen stünden. 
Ferner könnten Chinas Gegner mit Träger-
flugzeugen, schnell beweglichen amphibischen 
Streitkräften und einer bedeutenden Luft-
transportkapazität Schläge gegen beliebige 
Ziele an der chinesischen Südostküste oder 
in anderen Gebieten im Rücken der Chinesen 
führen. Die Furcht vor einer umfassenden 
Landung der Nationalchinesen an der Südost-
küste oder auf Hainan stellt eine weitere 
und vielleicht entscheidende Abschreckung 
vor Abenteuern mit konventionellen Streit-
kräften im Süden dar.

Eine Rückgewinnung der Mongolei, die laut 
Mao chinesisches Gebiet ist, mit militärischen 
Mitteln erscheint für die voraussehbare Zu-
kunft unwahrscheinlich. Wenn die Chinesen 
Einfluß auf dieses Land nehmen und es sich 
allmählich einverleiben wollten, würden sie 
sicherlich zu Aufwiegelei, Subversion und zur 
Unterstützung verräterischer Umtriebe grei-
fen. Die Russen sind jedoch auf diesem Ge-
biet ebenso erfahren wie die Chinesen. Das-
selbe gilt für Sinkiang, wo keine genau fest-
gelegten natürlichen Grenzen bestehen und 
wo es bis vor kurzem ein ständiges Hin und 
Her über die relativ offenen Grenzen gab.

Wenn es wollte, könnte China sich Nepal, 
Bhutan, Sikkim und Assam einverleiben. Es 
verfügt in Tibet über fünf bis sechs klima-

gewohnte, gutausgerüstete Gebirgsdivisionen 
plus einigen selbständigen Kampfgruppen in 
Regimentsstärke. Deren Gesamtstärke beläuft 
sich auf vielleicht 160 000 Mann.

Indien ist in den Himalaja-Staaten den Chi-
nesen auf keinen Fall militärisch gewachsen. 
Es mag in der Lage sein, seine gegenwärtigen 
gefährdeten Positionen in Ladakh zu halten, 
aber ich bezweifle, ob es die bereits verlore-
nen Gebiete zurückerobern kann. Hier ist der 
maßgebende Faktor auf beiden Seiten der 
Nachschub, und während die Inder ihre Ver-
teidigungsbereitschaft rasch steigern, sind die 
Chinesen auch nicht müßig gewesen. Die dor-
tige Lage scheint an einen toten Punkt gelangt 
zu sein und wird es wohl für einige Jahre 
bleiben. Es besteht kein Grund dafür, weshalb 
die Chinesen besonders daran interessiert sein 
sollten, Nepal, Bhutan und Sikkim regelrecht 
in Besitz zu nehmen. Auf jeden Fall würde 
sie aber nicht die Furcht vor Indien davon 
abhalten, die Volksbefreiungsarmee dort in 
Verfolg ihrer imperialistischen Bestrebungen 
einzusetzen.

Ganz anders steht es mit Chinas Fähigkeiten, 
sich gegen einen konventionellen Angriff 
zu verteidigen. In einem solchen Falle würden 
Maos Theorien über den die ganze Nation 
umfassenden, langwierigen Krieg angewendet 
werden. Chinas ungeheure Größe und seine 
Geländebeschaffenheit, wenn man von der 
Mandschurei und den nördlichen Provinzen 
einmal absieht, schließen jeden Versuch aus, 
es mit konventionellen Mitteln zu erobern.

China ist, vor allem in Südostasien, stark auf 
paramilitärischem Gebiet — dem ganzen Feld 
des Untergrundkampfes, von dem die Gue-
rillakriegführung nur ein Teil ist. Bei relativ 
bescheidenem Aufwand und mit sehr gerin-
gem Risiko sind damit unverhältnismäßig 
große Erfolge zu erzielen. Die Chinesen kön-
nen mit Leichtigkeit ausgesuchte junge Män-
ner und Frauen aus diesen Ländern zur po-
litischen Schulung und zur Ausbildung als 
Propagandisten, Organisatoren, Terroristen, 
Saboteure und Guerillakämpfer herausschleu-
sen. Diese Agenten können dann zurück-
geschickt werden, um Zellen zu bilden. Es 
heißt, daß es mehrere solcher Ausbildungs-
lager in Jünnan gibt. Diese Berichte beru-
hen wahrscheinlich auf Tatsachen. Das Verfah-
ren erscheint logisch, denn Südostasien ist

Subversive Kriegführung

ein Gebiet, das in jeder Hinsicht für die An-
wendung der Maoschen Theorien über den 
langwierigen Untergrundkrieg geeignet er-
scheint.

Man darf vermuten, daß die chinesischen Trup-
pen eine Anzahl von Kandidaten für diese 
Schulung mitgenommen haben, als sie sich aus 
dem nordostindischen Grenzgebiet zurück-
zogen, und die indische Regierung sollte nicht 
allzu überrascht sein, wenn sie sich, sagen 
wir im Jahre 1967, in diesem Gebiet plötz-
lich einer entsprechenden Bedrohung gegen-
übersieht.

Das Terrain Burmas ist einer unauffälligen 
Aufstellung von Rebellen-Gruppen günstig; 
die nördlichen und östlichen Teile des Landes 
sind entlegen und dünn besiedelt und kön-



nen von China aus mit Nachschub versorgt 
werden. Im Norden könnten von China ge-
steuerte Marionetten die Macht an sich rei-
ßen, wobei sie von „Freiwilligen" unterstützt 
würden. Damit erhielten die Chinesen Stütz-
punkte für eine Infiltration Assams und für 
Angriffe auf dieses Gebiet von Süden her. 
Der Teil östlich des Saluen ist ebenfalls be-
sonders geeignet. Ähnliche Operationen könn-
ten von Laos aus entlang des Mekong gegen 
das empfindliche östliche Thailand unternom-
men werden.

Wie viele nordvietnamesische Verbände sich 
gegenwärtig als Pathet Lao-Einheiten getarnt 
in Laos befinden, ist schwer zu beurteilen. Die 
Schätzungen reichen bis zu 15 Bataillonen mit 
je 600 Mann. Vielleicht neigen wir dazu, diese 
Unterstützung zu überschätzen, aber wir dür-
fen unterstellen, daß Truppen da sind und daß 
die Pathet-Lao-Bewegung materielle Hille 

(ganz zu schweigen von lautstarker morali-
scher Unterstützung) von Peking empfängt. 
Wir wissen z. B. genau, daß die Chinesen in 
Nord-Laos Rollbahnen für Jeeps bauen. Die 
Chinesen sind also durchaus in der Lage, ge-
gen Thailand eine Zangenbewegung einzu-
leiten.

Die Vereinigten Staaten oder sonst wer hät-
ten es schwer, Operationen dieser Art mit 
einem direkten Gegenschlag zu beantworten. 
Die Chinesen könnten darauf bauen, daß die 
Furcht vor dem allmählichen Hochschrauben 
der Kriegführung bis zu einem allgemeinen 
Atomkrieg uns daran hindern könnte, an an-
derer Stelle mit konventionellen Mitteln zu-
rückzuschlagen. Sollten sie jedoch zu Opera-
tionen entlang des Mekong schreiten (eine 
unwahrscheinliche, aber nicht auszuschlie-
ßende Möglichkeit), würden sie natürlich ein 
Vorgehen an anderer Stelle herausfordern.

Zusammenfassung

Die von der amerikanischen Regierung für die 
Öffentlichkeit freigegebenen erbeuteten „Ar-
beitsblätter" vermittelten uns aufschlußreiche 
Einzelheiten des Verhältnisses von Partei und 
Volksbefreiungsarmee. Sie erhärteten die Ver-
mutung, daß die Moral der Volksbefreiungs-
armee in den Jahren 1960/1961 in eine Krise 
geraten war. Sie bestätigten die Annahmen 
einiger Fachleute, daß die Kampfkraft der 
Luftwaffe sich stetig verminderte, daß die 
Marine wegen Mangels an Brennstoff und 
Ersatzteilen praktisch bewegungsunfähig war 
und daß die Bodenstreitkräfte unter der 
Knappheit an Transportmitteln, schweren 
Waffen und Ersatzteilen litten. Nichtsdesto-
weniger fehlt es uns in vieler Hinsicht an 
exakten Kenntnissen, die für eine zutreffende 
Einschätzung des rotchinesischen Militärpo-
tentials erforderlich sind, und das wird sich 
sicherlich nicht ändern. Infolgedessen tendie-
ren wir in unseren Beurteilungen dazu, von 
einem Extrem zum anderen zu schwanken. 
Dies ist auch charakteristisch gewesen für die 

westliche Einschätzung des sowjetischen Po-
tentials, das periodisch unbillig überbewertet 
wird, um danach unterschätzt zu werden.

In der amerikanischen Presse wird die chi-
nesische Führung häufig als eine Gruppe bei-
nahe übermenschlicher Machiavellis hinge-
stellt. Aber diese Männer und die von ihnen 
geführte autoritäre Bürokratie können Fehler 
machen. Sie haben in der Vergangenheit 
schwerwiegende Irrtümer begangen und wer-
den sie auch in Zukunft begehen. Trotzdem 
müssen wir uns über eines klar sein: Sie sind 
entschlossen, ihren Einfluß unter möglichst 
geringen Risiken und Kosten überall dort aus-
zudehnen, wo sie wenig Widerstand vermu-
ten. Wenn ein begrenztes militärisches Aben-
teuer lohnende Beute verspricht, ohne daß 
sie dabei viel aufs Spiel setzen, werden sie 
vermutlich nicht davor zurückschrecken. Es ist 
unsere Aufgabe, ihre strategischen Möglichkei-
ten so einzuschränken, daß sie nicht aus klei-
nem Einsatz großen Gewinn ziehen können.
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